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I. Die Absetzungsfrage bis auf 
Kaiser Friedrich II. 


Mit dem jüngst erfolgten Nachweis, dass die in den 
deutschen Rechtsbüchern auftretende Behauptung von dem 
Bestehen eines pfalzgräfliclien Richteramts über den König 
im Laufe des 13. Jahrhunderts über die Bedeutung einer 
Theorie nie hinausgegangen '), musste die Frage nach der 
Vorgeschichte eines in so bestimmter und abgeschlossener 
Form auftretenden Aktes, wie die Absetzung Adolfs von 
Nassau, sich um so lebhafter aufdrängen. Es war damit 
zugleich ein Haupthindernis beseitigt für eine von andern 
Voraussetzungen als bisher ausgehende Betrachtung jenes 
Ereignisses, welche, wie ich hoffe zeigen zu können, auf die 
verfassungsgeschichtliche Bedeutung desselben ein neues 
Licht wirft. 

Die Bedeutung der Kurie für die Absetzungs- 
frage. 

Die Absetzung eines Königs an sich war ja nichts 
Neues in der deutschen Geschichte. Der wesentliche Dnter- 
schied aber bei der Absetzung Adolfs von früheren Fällen 
ähnlicher Art war der, dass hier die deutschen Fürsten für 
sich allein das Recht in Anspruch nahmen, den König ab- 

•) Vgl. J. Weizsäcker, Der Pfalzgraf als Richter über deu Künig; 
aus d. 33. Bd. der AbhandL der k. Gesellschaft d. Wissensch. zu Göttingen 1886. 
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zusetzen, während man früher für die AVahl eines neuen 
Königs bei Lebzeiten des alten jedesmal *) auf eine vorauf- 
gehende päbstliche Exkommunikation oder Absetzung, oder 
beides zugleich sich berufen konnte. 

In allen diesen Fällen ist nicht anzunehmen, dass die 
Fürsten ihrerseits noch die Absetzung ausgesprochen haben; 
wie auch jüngst Harnack dargethan hat 2 ), dass von einer 
Absetzung durch die Fürsten dort nirgends die Rede 
sein kann. Schwerlich konnten sich daher die Fürsten bei 
ihrem A'orgehen gegen Adolf auf die Präzedenzfälle der 
früheren Jahrhunderte berufen 3 ); jene Präzedenzfälle sprechen 
eher für ein Absetzungsrecht des Pabstes in jener Periode. 
Die Emanzipation der Fürsten von der päbstlichen Autorität, 
wie sie uns bei der Absetzung Adolfs dann scheinbar unver- 
mittelt entgegentritt, könnte demnach um so mehr auffallen. 
Ich will daher versuchen, in einem kurzen Rückblick den 
Weg anzudeuten, auf dem sie erfolgte. 

Mit der allgemeinen Anerkennung eines päbstlichen 
Absetzungsrechtes gegenüber den deutschen Königen wäre 
die Abhängigkeit des deutschen Königtums von der Kurie 
entschieden gewesen. Es war indes die Frage, inwieweit 
dieser zuerst von Gregor VII. mit aller Bestimmtheit geltend 
gemachte Anspruch sich würde durchsetzen lassen. Denn 


’) Die Erhellung Knnrads von Staufen zum König gegen Lothar (1127) 
ausgenommen; indes» verschaffte jene Erhebung, die kaum als ein gültiger 
Wahlakt betrachtet werden kann. Konrad in Deutschland keinen Einfluss; 
und von einer Absetzung Lothars ist dabei überhaupt nieht die Rede. Vgl. 
Bemhardi, Lothar von Supplinbuvg p. 139. n. 50. 

ln seiner Abhandlung »Hat eine rechtliche Befugnis zur Absetzung 
des Königs im Deutschen Reiche bestanden V« Forschungen z. d. G. 1886 
p. 146 — 152. 

*) Wie IiOrenz, Deutsche Geschichte im 13. und 14. Jahrh. II, 657 
n. 1 meint: »Die Präeedeuzfällo dor früheren Jahrhunderte sprechen ent- 
schieden für das Absetzungsiecht der Fürsten.« — Dementsprechend nimmt 
Ehrenborg, Der deutsche Reichstag in den Jahren 1273 — 1378, p. 73 ein 
Absetzungsrecht des Reichstages in jener Periode an. Gegen diese Ansicht, 
auf die ich unten noch zurückkommen werde, ist zum Teil Hamaeks 
in voriger Note zitierte Abhandlung gerichtet 
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ohne Zweifel lag in einer solchen Befugnis der Kurie eine 
grosse Gefahr fiir die Rechte des deutschen Fürstentums, 
und zwar besonders für dessen Wahlrecht. Jener päbstliche 
Anspruch musste in seinen äussersten Konsequenzen die 
Bedeutung dieses Rechtes illusorisch machen. Der König 
wurde dadurch aus dem gewählten Oberhaupt deutscher 
Nation nicht viel mehr als ein von der Kurie abhängiger 
Beamter. 

In diesem Punkte vereinigte sich also das Interesse der 
nationalen Unabhängigkeit mit dem der Fürsten gegen die 
Ansprüche der Kurie. Je mehr der Gedanke der nationalen 
Selbständigkeit zum Bewusstsein kam, je bedeutungsvoller 
andererseits für die Fürsten der ungeschmälerte Besitz ihrer 
Rechte gegenüber dem Königtum sich gestaltete, und je 
wirkungsloser endlich die kirchlichen Strafmittel gegen den 
König in den breitereu Schichten der Bevölkerung wurden, 

— um so ernstlicher musste aucli das Absetzungsrecht der 
Kurie bestritten werden. 

Dem entsprechend war das zur Zeit Gregor’s VII. am 
wenigsten der Fall. Theoretisch wurde ein solches Recht 
des Pabstes allerdings auch damals bestritten. 1 ) Die faktische 
Wirksamkeit des päbstlichen Vorgehens jedoch hatte mit diesem 
ersten Mal in Deutschland zugleich seinen Höhepunkt erreicht. 
Der Einfluss der Idee von der Oberhoheit des päbstlichen 
Stuhles war zu mächtig, um ernstliche Aeusserungen des 
nationalen Gedankens dagegen aufkomuien zu lassen; anderer- 
seits trat den Ansprüchen der Kurie noch kein geschlossenes 
privilegiertes Wählerkollegium entgegen, welches ein be- 
sonderes Interesse daran gehabt hätte, seine Privilegien und 
darunter das Wahlrecht als die fruchtbarste Domäne, ge- 
meinsam gegen die Uebergriffe einer dritten Macht zu ver- 
teidigen. Gleichwohl sind die Keime eines fürstlichen 
Widerstandes gegen die Einmischung des Pabstes iü die 
deutschen Angelegenheiten schon damals vorhanden, und nur 
besonderen Verhältnissen in Deutschland hatte die Kurie es 


Vgl. Waitz, V.-G. VI., 390 f. 

1 * 
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zu verdanken, wenn derselbe nicht in schrofferer Weise zum 
Ausdruck kam. 

Im Laufe der Zeit haben dann einige Päbste die Bahnen 
Gregors von neuem betreten, aber, wie gesagt, ohne denselben 
durchgreifenden Erfolg; bis endlich im 13. Jahrhundert der 
nationale Widerstand gegen die päbstlicheu Ansprüche immer 
bemerkbarer wird. 1 ) Dass die Entscheidung des Pabstes 
gegen den König nicht mehr durchschlagend war in der 
öffentlichen Meinung, zeigte sich schon bei der Absetzung 
Otto’s IV., wo die päbstliche Partei es für gerathener hielt, 
sich für den Abfall von Otto nicht auf den Machtspruch des 
Pabstes allein zu berufen. Friedrich, hiess es damals, 
welcher bereits bei Lebzeiten des Vaters zum König gewählt 
worden, und an den die Fürsten durch den damals geleisteten 
Eid gebuuden wären, besitze einen Rechtsvorzug vor Otto ; 2 ) 
ja man scheint sich, wenn auch nur bedingungsweise, sogar 
auf das Erbrecht des staufischen Prätendenten berufen zu 
haben, 3 ) alles schon reichsrechtliche Gründe für den Abfall, 
zu denen dann der Wille des Pabstes nur als ausschlag- 
gebendes Moment hinzutritt. 4 ) 

Die Politik Friedrichs II. 

Den Hauptanteil aber an der Zersplitterung der päbst- 
liclien Autorität in der Absetzungsfrage auf der einen, an 
der Hebung des fürstlichen Selbstbewusstseins auf der 
andern Seite, hatte der Kaiser, welcher den Kampf gegen 
das Pabsttum nochmals in seinem ganzen Umfange wieder 

’) Zu erinnern ist hier auch an den Protest zu fielnhausen, vgl. Scheffer- 
Boichorst, Kaiser Fiiedrich’ I. letzter Streit mit der Kurie p. 120 ff., sowie 
an den gegen päbstliche Uebergriffe in dio Angelegenheiten des Reichs LL. 
II, 202, 13 ff. 

*) Chron. Sompet. ed. Stübel p. 55: . . . contra Ottonem elnmor 
exoritur, quidani asserentes regem Friderioum, qui electione 
principum jamdudum vivente adhuc patre declaratus fuerit, jure 
prevalere, presertim cum ita papa disponente, eidem in posterum impe- 
rialem benedietionem promiserit. 

3 ) Vgl. die Stellen bei Winkelmann. Philipp von Schwaben und Otto IV. 
von Braunschweig II, 501 

*) Vgl. u. 2. 
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uufnahm : Friedricli II. Dieser Herrscher war za sehr Ver- 
treter eines universalen Kaisertums, um allzu ängstlich über 
die Rechte zu wachen, auf denen das deutsche Königtum 
beruhte. Das Bedürfnis, die Fürsten Deutschlands in dem 
Kampf mit der Kurie um jeden Preis auf seiner Seite zu 
haben, führte wiederholt zu Schmälerungen der königlichen 
Gewalt. Die Bereitwilligkeit zu Zugeständnissen hatte sich 
schon in der Erteilung der bekannten Privilegien an die 
geistlichen und weltlichen Fürsten gezeigt.') lg der Folge 
aber, immer mehr gedräugt, in den deutscheu Fürsten ein 
Gegengewicht zu suchen gegen die Ueberiuacht der Kurie, 
trug er kein Bedenken, denselben eine Stellung einzuräumen, 
welche die Grundlagen des Königtums vielleicht mein unter- 
grub, als jenes Preisgeben materieller Rechte. Wiederholt 
erscheinen die deutschen Fürsten als Vermittler und Garanten 
eines Friedens zwischen Pabst uud Kaiser. 2 ) Wiederholt 
appelliert er an alle Könige und Fürsten der Erde und ein 
allgemeines Konzil. 3 ) Er bt streitet — das ist der Grund- 
gedanke seiner damaligen Politik — ein absolutes Ent- 
scheidungsrecht des Pabstes und beruft sich auf ein allgemeines 
Konzil als höchste Instanz. 4 ) 

') Vgl. über deren Bedeutung für die Fürsten : Winkelmann, Fried- 
rich 1L, 229. 

*.» So zu S. Germano 1230; vgl. LL. II, 270, 45 ff : Nos autem 
nihilominus tactis sacrosanctis euangeliis, juravimus procurare bona fide, 
fjuod predictus dominus Imperator prediota servabit, et contra ea non veniet. 
Quod si fioret .... potenter ac patenter ad requisitionem eoelesie assistemus 
ei contra eundem dominum imperatorem, donec satisfecerit. Vgl. auch das 
treffende Urteil Böhmers über dieses Vermittlungsgeschäft: Böhmer- Fickor, 
Reg. Friedrichs II. nr. 1799. — Dann auch im J. 1239, vgl. d. Schreiben der 
Prälaten an den I’abst, H.-Breholles V, 399, wonach der Kaiser seinen etwaigen 
defectus . . fidei et dispositioni . . principum perfecte eommisit 

“) Vgl. II.-Brehollos V. 304. LL. II, 354, 17 ff. H.-Breh. VI, 318. 

4 ) Vgl. namentlich das Schreiben bei H.-Breh. VI, 332 ff. — Gegen eine 
solche Schmälerung seines absoluten, vom Konzil unabhängigen Entscheidungs- 
rechtes für solchen Fall verwahrte sich nachher Innoconz IV. ausdrücklich. 
Vgl. bei mir unten p. 25 n. 2. Dass der Kaiser gleichwohl mit dieser 
Politik Erfolg hatte, zeigt der Brief des Königs von Frankreich bei Schirr- 
macher, Kaiser Friedrich U., Ul, 175. 
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Der Protest der Fürsten 1239/45. 

Die nächste Folge dieser kaiserlichen Politik war, dass 
die deutschen Fürsten, an welche jener Appell hauptsächlich 
gerichtet war 1 ), sich zu einem Protest gegen das päbstliche 
Absetzungsrecht vereinigten 2 ). Dieser Protest, der Höhe- 
punkt des nationalen Widerstandes gegen die Ansprüche der 
Kurie in der Absetzungsfrage, steht seiner historischen Be- 
deutung nach durchaus auf derselben Stufe mit den Be- 
schlüssen des Kurvereins zu Eense, durch welche die Fürsten 
etwa 100 Jahre später ihr Wahlrecht ganz unabhängig von 
Kom stellten. Beide Akte bezeichnen die fortschreitende 
Loslösung eines deutsch-nationalen Fürstentums aus der 
Machtsphäre der Kurie; und beidemal hatten die Fürsten, 
wenngleich in zweiter Linie damit auch die Selbständigkeit 
des Königtums gegenüber dem Pabsttum gefördert wurde, 
zunächst gewiss nur ihr eignes Interesse im Auge. Am 
unzweideutigsten aber tritt diese Seite ihrer Politik in 
dem ersten Fall zu Tage. Sie hatten in jenem Protest ein 


') In dem einen Protest des Kaisers heisst ck ausdrücklich IX. II, 354, 18: 
ad futurum summum pontificem, et ad generalem synodum, ad principes 
Alamannie univorsos, et ad alios principes orbis terre, pro parte nostrn libere 
valeant (sc. legati) appellare. 

•’) Alb. Stad. SS. XVI, 367, 14 ad aun, 1340: quidam principum 
ei (sc. papae) rescripserunt: Non esse sui juris. imperatorem substituero 
sed tantum electum a principibus coronare. Vgl. die Interpretation dieser 
Stolle bei Raynald 1340 § 1: non esse pontilicannn partium Imperatorem 
adepta exuere dignitate, sed tantummodo electum a principibus iinperialibus 
ornamentis insigniro. — Endlich Alb. Stad. I. c. 369, 42, ad aun. 1245: 
Qua sontentia (sc. depositionis) per mundum volante, quidam principum 
cum mvdtis aliis reelamabant, dicentes: Ad pap, am non pertincre, imperatorem 
eis vel instituere vel destituore, sed electum a principibus coronare. — 
Schimnacher 1. c. III, p. 323 nimmt an, dass der von Albert von Stado 
berichtete erste Protest auf die fiirstl. Schreiben von 1239, Mai und April, 
zuriiekgehe. Al>er I. enthalten jene Schreiben durchaus keinen so schroffen 
Pretest gegen die Ahsetzungsonspriiche der Kurie, und 2. sind jene Schreiben 
schon an anderer Stelle bei jenem Kroniston 1. c. 365,35 ganz richtig 
karakterisiert. — Die Annahme eines zweiten Protestes mit dem von A. Stad, 
angegebenen Inhalt ist ebenfalls nicht ausgeschlossen. — Vgl. aber auch 
Böhmer, Rs. nr. 128. 
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Absetzangsrecht der Kurie gegen den Kaiser bestritten, 
aber nur um ein solches Recht, gestützt auf gewisse Zuge- 
ständnisse Friedrichs 11., in der Folge für sich selbst in 
Anspruch zu nehmen. 

Anerkennung eines jus depressionis. 1245. 

Ein Teil dieser für die Rechtsgrundlagen des König- 
tums gewiss bedenklichen Zugeständnisse ist im Vorher- 
gehenden angedeutet worden. Einen Schritt weiter aber 
noch ging der Kaiser in seinem Entgegenkommen den 
Fürsten gegenüber, als das vom Pabst Innocenz IV. berufene 
Konzil, welches namentlich gegen den Kaiser gerichtet war, 
zu Lyon tagte. Zunächst wiederholte hier der kaiserliche 
Justitiar die Berufung auf ein allgemeines Konzil, 
indem er zugleich die mangelnde Teilnahme der weltlichen 
Fürsten als einen rechtlichen Defekt für eine etwaige Ent- 
scheidung in der Sache des Kaisers hinstellte 1 )- Als dann 
gleichwohl die Absetzung zustande, kam, beeilte sich Friedrich 
in seinem Rechtfertigungsschreiben an die Fürsten dieselbe 
als einen einseitig vom Pabst ausgehenden Akt hinzustellen; 
und die Berechtigung des Pabstes zu einem solchen Ver- 
fahren bestritt er nun mit demselbeu Nachdruck, wie 
einige Jahre vorher die deutschen Fürsten sie bestritten 
hatten. Es sei, behauptete er, dem Pabste nicht gestattet, 
durch Absetzung von Königen und Fürsten eine weltliche 
Strafgewalt auszuüben 2 ). Dass aber eine Entscheidung einem 
allgemeinen gemischten Konzil zustehe, hatte er selbst wieder- 
holt anerkannt; um so mehr lag es daher im Interesse des 

‘) H.-Brcholles VI, 318: ad universale concilium regum, principum 
et prelatoruin, cum presens concilium universale non sit . . appello. 

*) Rechtfertigungssehreiben an die Fürsten H.-Brcholles VI, 332 
(SS. XXVIII, 270, 2t ff): nusquam venuntamen legitur divina vel 
humana lege sibi concessuin, <juod transferre pro libito possit imperia, aut 
do puniendis temporaliter in privatione regnorum rcgibus aut terre pnnoi- 
pibus judicare. Feiner nennt der Kaiser dort die Absetzung eine sententia, 
quam judex incoinpetens promulgavit. — Das Recht dev Kideslösung da- 
gegen wird ebendaselbst dem Pabst zugestanden, selbst wenn er ein Sünder 
sei; darauf kam eben nicht mehr viel au. 
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Kaisers, die Allgemeinheit jenes Konzils zu bestreiten und 
grade die Kompetenz derjenigen in die Höhe zn schrauben, 
welche an jenem Konzil nicht teilgenommen. Das Konzil, 
so war deshalb nunmehr die Logik der kaiserlichen Juristen 
in jenem Schreiben, hatte keinen Anspruch darauf, ein allge- 
meines zu heissen und als solches über den Kaiser zu 
entscheiden, weil die Mehrheit der weltlichen Fürsten nicht 
daran teilgenommen; es hatte um so weniger Anspruch 
darauf, als grade diejenigen dabei gefehlt, denen bei der 
Entscheidung über die deutsche Krone ein Hauptanrecht 
zustande. Hier zum ersten Mal wird den deutschen Fürsten 
in offizieller Urkunde ein Recht auf Absetzung zugesprochen '). 
Doch erscheint dieses Zugeständnis, worauf Harnack 2 ) mit 
Recht hingewiesen hat, hier nicht „als objektiver Ausdruck 
einer gültigen Rechtsnorm“, sondern in der Form einer 
Theorie, der zufolge den deutschen Fürsten das Absetzungs- 
recht als Konsequenz ihres Wahlrechts zustehe, eine Auf- 
fassung, die der öffentlichen Meinung jener Zeit wohl schon 
geläufig war, da sie uns auch sonst entgegentritt 3 ). Ent- 


*) Ehrenberg, 1. c. p. 73 n. 1 hat auf diese Stelle hingewiesen; 
H.-Breholles VI, 336 (SS. XXYILT, 278,11), protestiert Friedrich gegen 
die Sentenz des Pabstes, quam nulli nostrorum Germanie principum, 
a quibus assumptio nostri Status ae depressio nostra depondent, 
presentia vel eonsilio firmaverunt. 

") 1. c. p. 151. 

") So am Ausgang des 12. Jahrh. bei llelmold SS. XXI, 35, 20 
und zwar in ähnlicher Form; nach jenem Kronisten soll der Mainzer Eb. 
bei der Absetzung Heinrichs IV. sich geäussert haben: Nonne offieii nostri 
est regem consocrare, consocratum investi re ? Quod igitur principum 
decreto dependere licet, eorundem auctoritate tollere non 
licet? Quem meritum investi vimus, inmoritum quare non devestiamus? — 
Dass solche Aeusserung kaum schon zu Heinrichs IV. Zeit gefallen ist, 
dass sie vielmehr der Auffassung des Kronisten entspringt, zeigt die 
darauffolgende abenteuerliche Erzählung von dein Sturz Heinrichs ibid. 35, 
22 ff. — Ueber die geringe hi stör. Zuverlässigkeit llelmolds in diesem 
Abschnitt vgl. a. Völkel, Die Slavenchronik Helmolds p. 68. — Zur Ent- 
wicklung der Absetzungstheorie auf dieser Grundlage vgl. auch den Aus- 
spruch Friedrichs il. unten p. 33 n. 3 uud die Ausführung unten p. 35. 
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scheidend aber ist und für die Weiterentwicklung der 
fürstlichen Absetzungsansprüche von Bedeutung, dass diese 
Auffassung hier, so viel zu ersehen zum ersten Male, eine 
offizielle Sanktion erhielt. 

Ueber die Annahme eines fürstlichen Absetzungs- 
aktes gegen Friedrich II. 

Jedenfalls war damit den deutschen Fürsten im Prinzip 
ein liecht auf Absetzung zugestanden ; ob aber dieses 
Zugeständnis schon gegen Friedrich II. selbst eine praktische 
Wirkung hatte, wie man aus einer späteren Aeusserung 
Rudolfs von Habsburg hat folgern wollen'), ist eine andere 
Frage. Zunächst ist an und für sich kaum denkbar, dass 
die Fürsten schon damals so weit gingen, gegen einen Kaiser, 
der eben erst ihre Stellung durch Zuerkennung eines so 
wertvollen Rechtes gehoben, von diesem Recht Gebrauch zu 
machen, zumal wenn man erwägt, dass die Kurie nur mit 
Mühe die Wahl eines neuen Königs durchsetzte, und dass 
wir die grossen weltlichen Fürsten erst nach dem Tode 
Friedrichs wieder bei einer Königswahl beteiligt finden 2 ). 

Die Mehrzahl der Fürsten scheint also der Absetzung 
durch den I’abst ihre Anerkennung versagt zu haben; ja es 
wird sogar berichtet, dass man gegen das Verfahren der 
Kurie von neuem protestierte. 3 ) Wenn dann gleichwohl in 
der schon erwähnten urkundlichen Aeusserung Rudolfs von 
Habsburg von einer Absetzungssentenz der Fürsten gegen 
den Kaiser die Rede ist, so könnte das seinen Grund viel- 
leicht in dem Bestrebeu Rudolfs haben, die thatsächliche 
Wirkung jener Absetzung durch den Pabst, mit der man 
nun einmal rechnen musste, mit den Ansprüchen des deutschen 

') Wie Ehrenberg 1. c. p. 73 thut nach der von ihm zuerst hervor- 
geliobenen Stelle IX II, 400. !t ff: de bonis. quo Friedericus quondam 
imperator, antequam lata esset principum deposicionis sentenoia, possedit. 

a ) Vgl. Böhmer-Ficker Reg. nr. 4865 d und 4885 e; auch Schirrmachoc 
I. c. IV, 205. 

Vgl. oben p. 6 n. 2, 
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Fürstenkollegiums in Einklang zu bringen 1 ) und zugleich, 
ganz im Sinne der von Friedrich II. befolgten Politik, durch 
diese Fiktion die Bedeutung der Kurie für jene Absetzung 
zu verdunkeln. Ich möchte jedoch überhaupt gegen die richtige 
Ueberlieferung jener hier in Frage kommenden Stelle ein 
Bedenken äussern. Es heisst dort LL. II 400,9: antequam 
lata esset principum deposiconis sententia . . .; noch 
zu demselben Reichstage ibid. 401,27 ist von demselben 
Ereignis die Rede: ante latam in eum excommuuicationis 
et depositionis sententiam; dann p. 485,39: a tempore quo 
lata fuerat in olim Fredericum imperatorem secundum 
depositionis sententia. Das zweite Mal erscheint hier die 
depositionis sententia im engsten Zusammenhang mit der 
exeommunicatio, offenbar einer Befugnis des Pabstes; das 
legt nahe, dort auch die depositionis sententia als vom Pabst 
ausgehend anzusehen; weshalb sie dann in der zuerst ge- 
nannten Stelle als von den Fürsten ausgehend genannt 
würde, wäre kaum ersichtlich. In den beiden letzten Stellen 
steht ferner in dem überhaupt ziemlich formelhaft erscheinen- 
den Ausdrucke nach dem lata die Sentenz mit in eum oder 
in Fredericum. Die Vermutung ist daher nicht zu gewagt, 
dass auch an der ersten Stelle im ursprünglichen Text das 
Objekt der Sentenz mit einem in eum oder noch wahrschein- 
licher in ipsum hinzugefügt war, was dann später in 
principum verschrieben wurde. 


‘) Vgl. auch Harnack 1. c. p. 147. 
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II. Das Absetzungsprojekt gegen 
Wilhelm von Holland. 


Also ein fürstlicher Absetzungsakt gegen Friedrich II. 
ist durchaus unwahrscheinlich. Eher noch ist die Annahme 
berechtigt, dass man 10 Jahre später gegen Wilhelm von 
Holland von jenem Absetzungsrechte Gebrauch zu machen 
versuchte, wenngleich die Anzeichen nicht deutlich genug 
sind, um den Karakter der damaligen Bewegung gegen diesen 
König mit wünschenswerter Klarheit hervortreten zu lassen. 
Unsere Kunde von einem Absetzungsprojekt gegen Wilhelm 
stützt sich im Wesentlichen auf die von Busson veröffent- 
lichten Stücke in Briefform, 1 ) in welchen dasselbe — aller- 
dings ziemlich skizzenhaft — zum Gegenstand eines 
Briefwechsels zwischen den Beteiligten gemacht ist. Die 
Hypothesen über den Karakter dieser Briefe haben das 
Gemeinsame, dass sie die darin angedeuteten Vorgänge an 
sich nicht bestreiten, dieselben vielmehr als historisch voraus- 

*) Archiv für Österreich. Geschichte Btl. 40 Wien 1800 p. 134 ff; 
neuerdings sind sie von Scheffer-Boichorst, um eins vermehrt und in einigen 
Punkten ergänzt und berichtigt, zum zweiten Mal veröffentlicht worden in 
den Mitteilungen des Instituts für Österreich. Geschichtsforschung VI, 500; 
ich zitiere nach diesen; übrigens sind die in Betracht kommenden Stollen 
in beiden Editionen gleichlautend. 
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setzen. ') Also eine Bewegung gegen «len König hat. damals 
stattgefunden; für uns nun erhebt sich die Frage, welcher 
Art sic war, und in welchen Formen sie stattfand. Handelte 
es sich um einen gutwilligen Rücktritt des Königs, oder dachten 
die Fürsten bereits daran, das ihnen von Friedricli II. zu- 
gestandene jus depressionis bei dieser Gelegenheit in An- 
wendung zu bringen? In den Briefen wird offenbar au beide 
Möglichkeiten gedacht. So ist in einem derselben der König 
von Böhmen bereit, das Anerbieten der Fürsten anzunehmen 
unter der Voraussetzung, dass Wilhelm „gutwillig zurück- 
trete. ,l 2 ) Möglicherweise ist damit gerade ausgesprochen, dass im 
Kreise der Fürsten ursprünglich die Absicht bestand, die Ent- 
scheidung auf einem andern Wege, vielleicht eben durch Aus- 
übung jenes jus depressionis hcrbeizufiihren ; «las lag natürlich 
weder im Interesse des Königs, noch in dem seines etwaigen 
Nachfolgers im Reich. Oder aber jene Absicht der Fürsten 
trat erst dann hervor, als der gute Wille des Königs zupi 
freiwilligen Rücktritt aus irgend welchen Gründen ein Ende 


') Bussen 1. c. p. 139 ff. und 154 erklärte jene Briefe für Stil- 
Übungen. Dieser Ansicht trat 0. Hintee, Das Königtum Wilhelms von 
Holland, Leipzig 1885 p. 142 — 152 entgegen, indem er sie für nach echten 
Vorlagen angefertigte, dann aber durch einen Diktator verdorbene Auszüge 
erklärte. Scheffer-Boiehorst trat dann sehr entschieden auf die Seite 
Bussons, dessen Ansicht eingehender begründend, wozu ihm eine Ver- 
gleichung anderer Stücke des Kodex, dem jene Briefe entnommen sind, 
eine fostere Grundlage bot, so dass man nun wohl dieso Auffassung 
annehmen darf. Doch hestreitet auch Seheffer-Boichorat nicht eine 
historische Grundlage jener Briefe vgl. 1. e. p. 573: -Man hat allen Grund, 
ihren thatsiiehliehen Angaben volles Veitrauen entgegen zu bringen . , . 
Wenigstens ich finde keine Spur, dass der Verfasser Thaten und Ereig- 
nisse frei aus seiner Phantasie geschöpft habe.« üben soll gezeigt 
werden, dass auch gewisse Redewendungen jener Briefe nicht allein der 
Phantasie des Verfassers entsprungen sein können. — Döhmann endlich, 
König Wilhelm von Holland, Lemgo 1887, p. 35 ff., nähert sich der Auf- 
fassung Schofler . Boiohorst’s, wiewohl er dabei auf diesen gar keinen 
Bezug nimmt. 

2 ) nr. 2: Rosponsum nostrum fuit hujusmodi, quod si benigne 
oederetis a jure, quod vobis in regno competit, nos ipsorura 
postulacioni ducerenms protinus acquiescendum. 
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nahm. Jedenfalls aber muss ein Zeitpunkt eingetreten sein, 
wo die Entscheidung der Thronfrage auf einem andern Wege 
als dem des freiwilligen Verzichts ins Auge gefasst war. 
Denn der König beschwert sich in einem jener Briefe bei 
den Fürsten darüber, dass sie ihn ungebührlicherweise mit 
einer depressio seiner dignitas bedroht hätten. 1 ) Zunächst 
ist ja allerdings ein Zweifel berechtigt, ob hier mit depressio 
dasselbe gemeint ist, was Friedrich II. darunter verstanden, 
ob hier geradezu an das Zugeständnis jenes Kaisers erinnert 
werden soll, — oder ob jenes Wort hier nur der zufällig 
gleichlautende Ausdruck für eine wesentlich andere Sache ist. 
Aber man muss doch fragen: weshalb sollten die Fürsten, 
welche damals die Beseitigung des Königs ins Auge gefasst 
hatten, sich nicht auf jenen Ausspruch Friedrichs II. berufen 
haben, der ihren Plänen so nachdrücklich zu Hülfe kam? 
Wäre es nicht im Gegenteil wunderbar, wenn man bei einer 
solchen Gelegenheit nicht davon Gebrauch gemacht hätte? 
Und nun erfahren wir aus jenen Briefen, dass in der That 
die Fürsten dem Könige mit einer depressio dignitatis ge- 
droht hatten. Was liegt da näher als die Annahme, dass 
hier dieser Ausdruck auch in dem Sinne Friedrichs II. ge- 
braucht ist? Die Wahrscheinlichkeit für die Richtigkeit 
dieser Auffassung wächst zu einer nach Lage der Dinge 
erreichbaren Gewissheit bei einer Vergleichung dieser Ver- 
hältnisse mit den Vorgängen bei Adolfs Absetzung, bei welcher 


') ur. 8: non tarnen vestram lionestatem (decet), proferro verba, 
que n os t re dignitatis minanturdeprossionem. — Der Gegensatz 
zwischen dem benigne codere in nr. 2 der Briefe und der dignitatis depressio 
hier ist auch von Seheffer-Boiehnrst offenbar bemerkt worden (1. c. p. 576); 
er hebt den Widersprach durch die Annahme einer verschiedenartigen 
Politik der iistl. und west!. Fürsten, wonach die letzteren, darunter der 
Eb. v. Köln mit einem Verzicht dos Königs sieli nicht hätten begnügen 
wollen. Ich möchte eher einen Unterschied annehmen in dieser Frage 
zwischen fiirstl. Interesse überhaupt und dem des Königs und seines etwai- 
gen Nachfolgers. — Depressio nimmt S.-B. anscheinend für Sturz mit 
Waffengewalt; der Wortlaut jener Stelle an sich spricht aber eher für 
die obige Auffassung. 
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ein solches jus depressionis der Sache nach wirklich zur An- 
wendung kam. 

Zunächst ist da schon die Analogie der politischen Lage 
eine in die Augen springende. Hier wie dort ein einfacher 
Graf, der mit Mühe seine Herrschaft im Reich ausbreitet, 
dem endlich von den missvergnügten Fürsten ein mächtiger 
Nebenbuhler entgegengestellt wird. Und beidemal an eine 
Unterstützung der fürstlichen Pläne durch den Pabst nicht 
zu denken ; beidemal vielmehr der Pabst dem bedrohten 
Könige durch Yerheissung der Kaiserwürde zu Hülfe 
kommend '). Beidemal endlich ein Erzbischof an der Spitze 
der Bewegung gegen das Königtum, ein Umstand, der, wie 
wir sehen werden, für die Absetzung eines Königs seine 
ganz bestimmte Bedeutung hatte, 2 ). 

Betrachten wir ferner im Einzelnen die Begründung 
des fürstlichen Vorgehens gegen Wilhelm, soweit sie aus 
den dürftigen Andeutungen jener Briefe zu erkennen ist. 
Da dringen die Fürsten auf Neuwahl, weil Wilhelm invalidus 
sei zur Wahrung des Friedens 3 ). Eine solche invalitudo 
oder inutilitas war in der That der Defekt, welcher nach 
kanonischem Recht einem Könige die Absetzung zuzog, und 
worauf man sich auch bei dem Vorgehen gegen Adolf berief 4 ). 
Ferner wenden sich die Fürsten an ihren Kandidaten 


') Die Absicht des Pabstes bei einem solchen demonstrativen Inans- 
sichtstelleu der Kaiserwürde habe ich weiter unten dhrzulegen versucht, 
p. 23 f. 

’j Vgl. unten p. 25 f und besonders p. 33 f. 

3 ) 1. c. nr. 2: invalidem ... ad terram pacificandam. nr. 6: 
propter Wilhelmi regis in valitudincm. — Der Friede und dessen 
mangelhafte Wahrung tritt auch in den Anklagen gegen Adolf besonders 
hervor; so in der Arenga der Depositio Adolf! , Kupp Gesell, der eidgen. 
Bünde I, 905: in der 7. Klage bei Ottokar von Steier, Pez 111, c. 674. — 
Vgl. auch Forma depos. Adolfi b. Chinel Arcli. f. K. Oesterreich. G.-Q. 
1849 p. 229 nr. 2: ad quorum (sc. defectuum terrae) emendaeionem 
dictum Regem competentem non vidimus. — Auch im kanon. Recht 
spielt jener Vorwurf für die Absetzung eine Hauptrolle, vgl. Beilage nr. III 
am Endo, p. 57. 

0 Vgl. hierüber unten Beilage p. 58, V, 
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Ottokar von Böhmen wegen des trostlosen Zustandes des 
ganzes Reiches und der himmelschreienden Not der Armen 1 ), 
eine Begründung, welche auch im kanonischen Recht vor- 
gesehen ist, und wie sie auch bei der Klage gegen Adolf zum 
Teil wörtlich wiederkehrt 2 ). Zu guterletzt berichtet auch 
noch der Böhmenkönig über die Anträge der Fürsten in 
Betreff der Wahl in ähnlicher Form, wie später Albert von 
Oesterreich, der Kandidat der Fürsten gegen Adolf, an den 
Pabst über denselben Gegenstand 8 ). Wohl möglich, dass 
sich in der Kanzlei dieses Herzogs ein Exemplar jenes 
Schreibens des böhmischen Königs vorfand, welches bei der 
ähnlichen Lage der Dinge dann benutzt wurde. 

Wie dem nur aber auch sein mag: jedenfalls treten uns 
also in diesen Briefen auch ausser jener depressio dignitatis 
noch Begriffe entgegen, welche in anderer Weise mit dem 
Vorgehen gegen einen Köuig in deutlicher Beziehung stehen, 
Begriffe, welche nach kanonischem Recht die Voraus- 
setzung für die Absetzung eines Königs bildeten, und nach 
welchen mau später zum Teil auch die Klagen gegen Adolf 
formulierte; 4 ) das spätere gegen diesen König wirklich ein- 
geschlagene Verfahren liegt in diesen wortarmen Briefen 
schon wie im Keime verborgen. Der Strom der Zeit hat 

*) 1. c. nr. 7: intellecto statu miserabili toeius imperii, pariter ©t 
clamoro pauperum, qui jam ipsa sidera propulsavit. 

*) Vgl. hi©r Beilage p. 56 III die Aeusseruug Innocenz’ IV. über 
die Voraussetzungen für die Absetzung eines Königs im Apparates Innoc. IV., 
wobei zu bemerken, dass dieser Apparatus bereits bald nach dem Konzil 
von Lyon veröffentlicht wurde, (vgl. K. Zoepffel, Realencyklopädie f. prot. 
Theol. und Kirche VII. B. 1880, p. 335), so dass derselbe in der hier in 
Betracht kommenden Zeit also schon bekannt war. — In der Dep. Adolf! 
Kopp. 1. c. p. 907 unten heisst es: dura gwerrarum turbacio, que in 
diversis rogni Alemanio partibus miserabiliter inualuit; und ibid. p. 905: 
communis clamor populi ascendens in celum. 

*) 1. c. nr. 2: Accodontibus ad nos Alamanie nobilibus nobis extitit 
(supplieatum), nt in regem Romanorum nos oligi pateremur . . vgl. 
dazu die Excusatio Alborti b. Kopp. 1. e. III, 2 p. 411: presencialiter 
fuimus requisiti ut . . . nos in Regem eligi sineremus. 

*) Vgl. hierüber unten p. 36. 
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sonst sehr viel von jener Fürstenerhebnng gegen Wilhelm 
fortgespült, aber das Gerippe gleichsam, der historische Zu- 
sammenhang dieses Ereignisses mit dem Voraufgehenden und 
Folgenden ist uns in jenen stümperhaften Uebungsstücken 
erhalten. Und auch das ist recht wohl erklärlich. Jede 
politische Partei arbeitet für ihre Ziele mit Schlagwörtern, 
welche zur Zeit besonders wirksam sind und in aller Munde 
leben. Damals hatten vielleicht die von uns hervorgehobenen 
Ausdrücke eine solche Bedeutung. Kein Wunder, dass sie 
auch ganz besonders in der Erinnerung des Anfängers hafteten, 
welcher diese unbeholfenen, stammelnden Sätze über jene 
Vorgänge zusammenfügte. 

Die bemerkten Anklänge an Zeiten, in welchen die Ab- 
setzung eines Königs wirklich auf der Tagesordnung stand, 
sind — namentlich auch in Anbetracht der Wortkargheit 
jener Briefe — zu unzweideutig, nm sich ohne weiteres 
zurückweisen zu lassen. Einzelnes könnte als zufällig be- 
trachtet werden ; aber die Summe der Aehnlichkeiten berechtigt 
zu der Annahme, dass schon damals eine ähnliche Ent- 
scheidung über den Thron in der Luft lag, wie sie uns bei 
Adolfs Absetzung in deutlicher und greifbarer Gestalt ent- 
gegentreten wird. 
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HI. Die Absetzung Adolfs von Nassau. 


I. Weiterbildung der Absetzungstheorie in 
Deutschland. 

Mag nun bereits gegen Wilhelm von Holland ein fürst- 
licher Absetzungsakt in Aussicht genommen worden sein 
oder nicht, mag man jene Bewegung gegeu das Königtum 
als ein Mittelglied zwischen der Absetzung Friedrichs II. 
durch den Pabst und der Adolfs durch die Fürsten betrachten 
dürfen oder nicht, jedenfalls waren die letzten Jahrzehnte 
jenes Jahrhunderts überhaupt für die Weiterbildung der 
fürstlichen Ansprüche nach dieser Richtung so günstig wie 
möglich. Bei der zunehmenden Schwäche des Königtums, 
bei dem raschen Wechsel von ohnmächtigen Königen und 
Gegenkönigen, bei der wachsenden Bedeutung eines privile- 
gierten fürstlichen Wählerkollegiums lag die Versuchung 
sehr nahe, bei Gelegenheit einmal den von Friedrich II. ange- 
deuteten Weg zu beschreiten und nicht auf eine päbstliche 
.Entscheidung zu warten, sondern die Entscheidung einfach 
durch einen Spruch der Kurfürsten herbeizuführen. Die 
Entwickelung dieses neuen und in der deutschen Geschichte 
bisher nicht durchgedrungenen Prinzips hatte durch das relativ 
starke, von äussern Erfolgen begünstigte Königtum Rudolfs 1. 
eine Unterbrechung erlitten, aber nur um unter seinem 
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Nachfolger zur Vollendung und praktischen Ausführung zu 
gelangen. Schon in den vor seiner Wahl ausgestellten Ver- 
sprechungen für den Erzbischof von Köln macht Adolf das 
eigentümliche Zugeständnis, bei Nichterfüllung seiner ein- 
gegangenen Verpflichtungen, die Wahl eines neuen Königs 
selbst für gültig anerkennen zu wollen. 1 ) ln dieser lle- 
stimmnng liegt gewissennassen der Uebergang von der ein- 
fachen Wahl eines Gegenkönigs, wo dann die schliessliche 
Entscheidung zu einer reinen Machtfrage wurde zwischen 
den beiden Gegnern, zu dem Versuch, einem etwaigen 
Gegenkönigtum im Voraus eine rechtliche Grundlage zu 
geben. Dem Erfolg nach war das schon, wie wenn diesem 
Kurfürsten ein Absetzungsrecht zugestanden wäre. Denn 
in dem Augenblick, wo der König die Wahl eines Andern 
für gültig anerkannte, erklärte er sich selbst gleichzeitig 
für abgesetzt, nur dass diese Absetzung hier als eo ipso bei 
Nichterfüllung gewisser Bedingungen erfolgend gedacht wird 
und nicht bereits durch einen kurfürstlichen Spruch; aber die 
Entscheidung, wann jene Versprechungen als nicht erfüllt 
betrachtet werden sollten, war doch dem Erzbischof Vorbe- 
halten 2 ), und damit auch die Absetzung des Königs. 

Man sieht, seit den Tagen Ottos IV., wo man die Wahl 
eines neuen Königs bei Lebzeiten des alten noch mit der 
Berufung auf den Jenem früher bereits geleisteten Eid be- 
gründete,®) bis zu denen, wo man von vornherein die Be- 
rechtigung des Herrschers von der Erfüllung gewisser 
Verpflichtungen abhängig machte, musste Vieles geschehen 
sein, das Ansehen des Königtums zu erschüttern. Der König 
erscheint hier schon zu der Stellung eines kurfürstlichen 


') En non, Pie Wahl des Königs Adolf von Nassau, p. 01 : ipso facto 
cadotnus a jure eleetionis ot jure regni nobis per electionem acqnisito, ro- 
niuiciantes exnunc ut extunc omni juri, quod nobis competoret seu com- 
petcro posset in regno predicto, ratum ct gratuin liabentes, ipiod principes 
jus in electionc imperii habontos ad electionem altcrius procedant, si hoc 
oidem aepo. videbitur expodiro. 

’) ibid: si hoc cidcm aepo. videbitur expedire. 

- 1 ) Vgl. oben p. 4. 
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Beamten herabgedrttckt, den man entlassen konnte, sobald 
das kurfürstliche Interesse es erheischte. Die Stellung des 
Erzbischofs von Köln Adolf gegenüber ist nur ein Beispiel 
für die der Kurfürsten überhaupt; im Wesentlichen werden 
ihre Ansprüche keine geringeren gewesen sein. 1 ) Es kam nur 
noch auf einen Versuch an, diese auf dem Boden ganz 
materieller Interessen allmählig erwachsenen Ansprüche durch 
den wirklichen Akt der Ausführung, den man als Gesammtakt 
begründete, in die Verfassung des Reichs einzuführen. 
Hierin liegt die reiclis- und verfassungsgeschichtliche 
Bedeutung der Absetzung Adolfs von Nassau, die man 
im Interesse des Königtums beklagen darf; die aber doch, 
wenn dieses nun einmal auf den alten Grundlagen sich nicht 
mehr halten konnte, den ernsthaften Versuch in sich schloss, 
durch einen einheitlichen kurfürstlichen Akt drohenden und 
verderblichen Zerwürfnissen im Reich, wie sie bisher die 
unausbleibliche Folge jedes Gegenkönigtums gewesen waren, 
im Voraus wenigstens den rechtlichen Boden zu entziehen. 


II. Die juristische Begründung des Verfahrens 
gegen Adolf. 


Dass man bei diesem Vorgehen gegen den König auf 
jenes im Kampfe mit der Kurie von Friedrich II. gemachte 
Zugeständnis zurückgieng und die von ihm ausgesprochene 
Theorie von dem „jus depressionis“ der deutschen Fürsten 2 ) 
hier einfach ins Praktische übersetzte, ist kaum zweifelhaft. 

‘) Zwar findet sich in den dem Erzb. von Mainz nach Adolfs Wald 
ausgestellten Versprechungen, (vgl. Böhmer, Reg. Adolfs nr. 10. 14, 19, 21) 
jenes an Köln gemachte Zugeständnis wegen freiwilligen Rücktritts des 
Königs nicht. Indess auch in den von Adolf als König wiederholten Ver- 
sprechungen an Köln (Ennen 1. c. p. 65 ff.) hat er sich nicht dazu verstanden, 
darin auch jenes vor der Wahl gemachte Zugeständnis zu wiederholen. 
Dass daher auch in den vor der Wahl für Mainz ausgestellten Ver- 
sprechungen ein ähnlicher Vorbelialt gemacht war, ist nicht ausgeschlossen. 

! ) Vgl. oben p. 7 f. und unten p. 23 f. 

2 * 
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Ich sehliesse das namentlich aus dem, wie ich sehe, bisher 
nicht bemerkten Umstande, dass bei dem Verfahren gegen 
Adolf offenbar das gegen Friedrich II. von Innocenz IV. be- 
folgte zum Vorbilde gedient hat, indem man einfach die im 
Liber VI. Bonifaz’ VIII. für die Absetzung eines Kaisers 
aufgestellten Grundsätze auf den vorliegenden Fall anwandte. 
Denn abgesehen von einigen durch die Verhältnisse bedingten 
Modifikationen, ist die Uebereinstimmung des Textes der 
Depositio Adolfi mit dem in jene Dekretalensammlung auf- 
genommenen Auszug aus der Depositio Friderici II. eine 
vollkommene , meistens wörtliche , wie aus der folgenden 
Zusammenstellung erhellt : 

Liber VI. i) 

. . ad memoriam sempiternam. 

. . ac proponi insuper, quod 
iidem (sc. die Gesandten des 
Pabstes an Friedrich II.) pro 
nobis parati erant audire 
et tractare pacem, ac etiam 
audire satisfactionem, quam 
facere princeps vellet de 
omnibus, pro quibus erat 
vinculo exomniunicationis ad- 
strictus etc. . . Sed, licet sic 
apud eum pro pace paternis 
monitis et precum curaremus 
insistere lenitate : idem tarnen, 

I’haraonis imitatus duritiam, 
et obturans more aspidis aures 
suas, preces hujusrnodi et 
monita elata obstinatione ac 
obstinata elatione despexit; 
propter quod, non valentes 

‘) u. II de swit. et re judic. — Benutzt ist Corpus jiuis canonici od. 
Riehtor-Friedberg. Leipzig 1881 J], 1008 ff. — 

*) Kopp. Geschichte der eidgenössischen Bünde 1, 905 ff. 
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Depositio Adolfi. 2 ) i 

. . ad rei memoriam sempi- 
ternam. 

Sane cum nos apud . . . 
Adolfum . . . pro communis 
pacis observatione, pro suorum 
defectuum emendaciorre, delic- 
torum correctione neenon 
suorum excessuum condigna 
satisfactione, monitis saluta- 
ribus et precum curaremus . . . 
insistere lenitate; Idem prin- 
ceps, a nobis non semel 
j tantunr, sed sepius humiliter 
conmonitus et deuote, Pha- 
raonis duriciam imitans et 
obturans more aspidis aures 
suas, preces lrumiles, et salubria 
monita elata obstinacioue ac 
obstinata elacione despexit : 
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absque gravi offensa Christi 
ejus iniquitates amplius to- 
lerare, cogimur urgente nos 
conscientia, juste animadver- 
tere in eundem. Et, ut ad 
praesens de ceteris ejus scele- 
ribus taceamus, qnatnor gra- 
vissima, quae nulla possunt 
tergiversatione celari, com- 
misit. Dejeravit enim multo- 
ties, paceni quondam inter 
ecclesiam et imperium refor- 
matam temere violando. Per- 
petravit sacrilegium, capi 
faeiens cardiuales sauctae 
Komanae ecclesiae, ac alia- 
rum ecclesiarum praelatos et 
clericos religiöses et saecu- 
lares .... 


Nos itaque, super praemissis 
et quam pluribus aliis ejus 
nefandis excessibus cum fra- 
tribus nostris et sancto con- 
cilio deliberatione praehabita 
diligenti, quum Jesu Christi 
vices, licet immeriti, teneamus 
in terris, nobisque in B. 
Petri persona sit dictum : 
Quodcunque ligaveris etc. 
memoratum principem, qui se 
imperio et regnis, omnique 
honore et dignitate reddidit 
tarn indignum, quique propter 
suas iniquitates a Deo, ne 
regnet vel imperet, est abiec- 


propter quod, non valentes 
absque gravi Christi offensa 
ejus iniquitates amplius tole- 
rare, cogimur stimulo proprie 
conscientie nos urgente juste 
quantum licet animadvertere 
in eundem ... Et ut ad 
presens de ceteris predicti 
regis sceleribus taceamus, 
quedam grauissima, que nulla 
possunt tergiversacione celari, 
commisit : dejerauit enim 

multociens, communem pacem 
terre, tarn suo quam incolaruin 
regni Alemanie nobilium et 
plebejorum jurejurando fir- 
matam dampnabiliter uiolando ; 
. . Perpetrauit eciam sacri- 
legium, capifacieus prelatos, 
clericos religiosos et etiam 
seculares ; . . . 

Igitur super premissis cum 
principibus electoribus, epis- 
copis, prelatis, ducibus, corni- 
tibus, baronibus et sapieutibus 
omnibus ibidem presentibus, 
deliberacione prehabita dili- 
genti, de coinmuni consilio et 
voluntate omnium ac consensu 
unanimi illorum, quorum in- 
tererat, predictum dominum 
Adolfum, qui se regno reddidit 
tarn indignum, quique propter 
suas iniquitates et causas 
prescriptas a deo ne regnet 
amplius est ejectus, priuatum 
regno cui hactenus prefuit a 
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(us '), suis ligatum peccatis et 
abiectum, omniqne lionore ac. 
dignitate privatum a Domino 
ostendimns, denunciamus et 
nihilominus sententiando pri- 
vamus, omnes, qui ei jura- 
mento fidclitatis tenentur ad- 
stricti, a juramento hujusmodi 
perpetuo absolventes, auctori- 
tate apostolica firmiter inhi- 
bendo, ne qnisquam de cetero 
sibi tanquam imperatori vel 
regi pareat et intendat . . . 


domino . ostendimns (et) 
denunciamus priuatuin, et 
nichilominns concordi sen- 
tencia predictorum principum 
electorum dictante sentenci- 
ando priuainus, omnes qui ei 
juramento fldelitatis tenentur 
astricti a juramento liujus- 
modi perpetuo absoluentes, 
firmiter inhibendo, nequisquam 
de cetero sibi tainquam regi 
pareat uel intendat. 




Höchst wahrscheinlich liegt, wie schon angedeutet, der 
Absetzungsurkunde der Text des im Liber VI. veröffentlichten 
Dekrets, und nicht die Depositio Friderici selbst zu Grunde. 
Denn, so weit zu ermitteln ist, steht der Text unserer 
Urkunde mit dem im Liber VI. aufgenommenen Dekret in 
näherer Verwandtschaft als mit dem jener Depositio 2 ) Vor 
Allem aber sprechen hierfür Spuren einer Benutzung des 
dem Absetzungsdekret im Liber VI. voraufgellenden Kapitels, 3 ) 
also einer Benutzung des Liber VI. auch ausserhalb jenes 
Dekrets. Endlich ist für diesen Punkt die Nachricht eines 
gleichzeitigen Kronisten, des Johannes Victoriensis. von Be- 
deutung. welcher, irrtümlich zum Jahr 1297. Folgendes be- 
richtet: Bonifacius papa sextuin Decretalium compositum 

publicavit, in quode Friderici secundi depositione 
mentionem fecit. 4 ) Diese ausdrückliche Erwähnung des 
hier in Betracht kommenden Dekrets legt ebenfalls die Ver- 
mutung sehr nahe, dass eben diese neue, wenige Monate vor 


*) Vgl. I. Könige 15, .10. 

’) Vgl. Beilage p. 55 nr. 1. 

s ) Vgl. Beilage p. 56 nr. I am Ende. 

*) Böhmer, font I p. 335. 
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Adolfs Absetzung erfolgte Veröffentlichung desselben 1 ) den 
Juristen die Anregung gab, es in dieser Form auch für die 
Absetzung zu verwenden. 

Dieses Zurückgreifen auf das Absetzungsdekret Innocenz 
1 V. ist um so erklärlicher, als Friedrich II. das damalige Ver- 
fahren an sich nicht verworfen hatte; sein Einspruch richtete 
sich nur gegen die Annahme, dass der aus jenem Dekret 
erhellende Rechtsgang in Wirklichkeit innegehalten, eine 
Annahme, der er auf Grund anderweitiger Nachrichten 
entgegentritt. 2 ) Seine Kritik galt den Mängeln bei der 
Handhabung des Verfahrens, dessen Möglichkeit und Recht- 
mässigkeit nach Beseitigung der gemachten Aussetzungen 
damit nicht bestritten wurde. Unter diesen Einwänden war, 
Avie Avir sahen, 3 ) der gewichtigste der gegen die Kompetenz 
des damaligen Richterkollegiums, unter dessen Avesentliche 
und unumgängliche Teile der deutsche Fürstenstand dort von 
Friedrich gerechnet wurde. Allerdings tvard damals den 
deutschen Fürsten die Beteiligung an einem solchen Gericht 
nur in Gemeinschaft mit den übrigen Konzilsmitgliedern zu- 
gestanden; aber diesen Unterschied dachte man sich bei Adolfs 
Absetzung vielleicht dadurch ausgeglichen, dass sich das Ver- 
fahren hier nicht gegen einen Kaiser richtete, sondern nur 
gegen den deutschen König, dem gegenüber man auch das 
Richterkollegium auf die Teilnahme des nationalen Fürsten- 
standes beschränken zu dürfen glaubte. Eine solche bewusste 
Unterscheidung zAvischen der umfassenderen universalen 
Stellung eines Kaisers und der engeren nationalen eines Königs 
war den Fürsten gewiss gegenwärtig. Den König, der von 
ihnen erhoben wurde, glaubten sie auch Avieder absetzen zu 

') Schon Innocenz IV. hatte seine Dokvetalcn veröffentlicht; vgl. .1. 
F. Schulte, Diu Dekretalen zwischen den Deeret. firegor. IX. und Lib. VI, 
Uonifae. VIII. Sitzungsberichte d. phil.-hist. Kl. d. k. Ak. d. AV. Wien, 
1807, p. 703 §2. — Die Veröffentlichung des Lib. A'J. erfolgte 12! 18. 
März 3.. vgl. Potthast Reg. 11, 24(532; die Absetzung Adolfs Juni 23. 

'■') H.-BrehoUes VI. 333: processit euim nuper contra nos. nt dicitur, 
non per accusationis ordinem. Seine Ein wände richten sich ferner gegeu 
die Art der Zeugenvorladung, der Untersuchung, der Zitation; vgl. auch p. i n. 2. 

3 ) P- 7 f. 
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können; ein Kaiser dagegen, welcher seine Würde vom Pabst 
empfieng, war ihrer Machtsphäre entrückt. 1 ) Dieser Auffassung 
entspricht es, wenn der Pabst in kritischen Zeiten die Kaiser- 
würde gewissermassen als Palladium benutzt, um bedrohte 
Könige vor den Angriffen der Fürsten zu schützen. 2 ) Hier 
war also eine Grenze zwischen fürstlichem und päbstlichem 
Rechtsgebiet, welche man fürstlicherseits nicht zu über- 
schreiten wagte, hier aber zugleich der Punkt, an welchem 
man am bequemsten die Ansprüche der Fürsten von denen 
der Kurie loslösen zu können glaubte. Von der Form des 
Verfahrens dagegen, wie es von Innocenz IV. angewandt 
war, konnte man sich um so weniger losmacken, als das 
kirchliche Recht damals eine dominierende Stellung einnahm, 


*) Auffallen muss, dass man in der sonst wörtlich herüber genommenen 
Absetzungsformel Innocenz’ IV. allein die Worte omnique honore et dignitate 
privatum ausliess, vgl. p. 21 f. ; erklärlich aber ist dieser Umstand, wenn 
man honor et dignitas auf den vom Pabst verliehenen Kaisertitel bezog, 
dessen Absprechung Adolf gegenüber natürlich wegfidlen musste. — Vgl. 
hier auch p. 38 n. 3, wo, freilich in anderer Absicht aber in ähnlichem 
Sinne, auch von Friedrich 11. Königtum und Kaisertum einander gegenüber 
gestellt wird. 

T j Besonders tritt diese Politik der Kurie bei der Krisis Wilhelm’s von 
Holland vgl. oben p. 1-4 hervor. Damals warnte Alexander IV. (1255, 
Aug. 28. bei Biimald, das Baumgartenberger Formelbuch, Fontes Kerum 
Austriac. B. XXV, Wien 1 866. p. 187) Konrad von Köln vor Machinationen 
gegen den König; er solle sieh vielmehr bemühen rjuod . . . ecclesie 
desiderium de profato rege ad imperiale fastigium per nos, dante 
Domino, in proximo sublimando, nullis prepedicionibus retardetur. — 
Zur selbeu Zeit warnt er die Fürsten und Städte (fbid. p. 190), sich gegen 
den König zu erheben, quem fidolium principum legitimus approbavit 
consensus et apostolieus favor assumpsit imporiali culmine 
sublimandum. Worauf er nochmals zurüekkommt: Nos itnque . . . 
ipsum, tanquam voeatum a Domino, in Romanum prineipem im- 
perialis honore dyadematis proximo disponimus sublimare. 
— Hierzu vergleiche man die Antwort Bonifaz’ VH1. an die Gesandten 
Adolfs, als er von dem Absetzungsplane der Fürsten Kenntnis erhielt SS. 
XVII, 204, 21: Et verbis ineis credatis dicatisque secure legi, quod veniat 
ad me et ipsum in caesarein conseerabo. — Schrieb damals Bonifaz an die 
deutschen Fürsten, was nicht ausgeschlossen ist. zu Gunsten Adolfs, so wird 
sein Schreiben ähnlich gelautet haben, wie das ebengenannte Alexanders IV. 
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und speziell das Rechtsverfahren gegen Könige sich ganz auf 
dem Roden desselben entwickelt hatte. *) 


III. Die Stellung der Kurie zur Absetzungsfrage. 


Für den Karakter dieser Absetzung ist die Stellung der 
Kurie zu derselben von hoher Bedeutung. 

Unzweifelhaft setzte man sich durch jenes Verfahren 
mit den Ansprüchen des päbstlichen Stuhles, wie sie im 
kanonischen Recht fixiert waren , in offenen Widerspruch. 
Denn im Liber VI. wird mit keinem Worte darauf liinge- 
wiesen. dass auch Jemand anders für die Absetzung eines 
Königs kompetent sei, als der Pabst. Und in seinem zu den 
Dekretalen verfassten Apparatus erklärt luuoceuz ausdrück- 
lich, dass ein solches Absetzungsrecht dem Pabst allein 
zustehe. 2 ) Aber vielleicht bot gerade dieser Kommentar, 
dessen Benutzung für die nähere Durchführung des Verfahrens 
gegen Adolf ebenfalls ausser Zweifel steht, 3 ) eine Handhabe, 
um die alleinige Kompetenz des Pabstes für solche Ent- 
scheidung in Frage zu ziehen. Es ist dort nämlich auch 
von einer Sentenz gegen schlechte Fürsten im Allgemeinen 
die Rede, und im weitern Verlauf der Auseinandersetzung 
wird hinzugefügt, die Kirche habe jenes Urteil gefällt als 
ein Beispiel für die übrigen Prälaten, alle Gefahren auf sich 
zu nehmen für die Verteidung ihrer Kircheu. 4 ) Das war 
allenfalls ein Satz, au welchem die zugezogenen „weisen 
Herren“ ihre Auslegekunst versuchten, um auch dem Erz- 


*) VgL auch unten p. 36 f. 

! ) Innoc. IV. Apparat, in Decret. Lugduni a. 1525 fol. 122. : ipse solus 
(sc. papa) habet plcnitudincm potestatis; allerdings steht das solus hier zu- 
nächst im Gegensatz zu der praesentia coneilii, doch mittelbar liegt darin 
auch die alleinige Befugnis des Pabstes überhaupt. Man vgl. d. Begründung 
dieser Befugnis am Ende desselben Kapitels (ad publice sedis). 

*) Vgl. Beilage p. 56, 111. 

*) Apparatus Innoeent. IV. 1. e.: ut exemplum det ceteris 
prelatis omnia pericula subeundipro defensione suarum eeelesiarum. 
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biscliof von Mainz das Recht zuzuschreiben, unter ähnlichen 
Verhältnissen ähnlich gegen den König zu verfahren , wie 
einst der Pahst es gethan gegen den Kaiser; und dass die 
Verhältnisse ähnlich lagen, suchte man dann ängstlich und 
zum Teil mit Innocenz’ eignen in dessen Kommentar ge- 
brauchten Worten zu erweisen. 1 ) Solche Auslegung war 
jedoch immer nur eine gezwungene. Denn die Meinung des 
Pabstes war offenbar nur gewesen, den übrigen Prälaten 
seinen bei Friedrichs II. Absetzung bewiesenen Mut, nicht 
aber diese Absetzung selbst als Beispiel hinzustellen. Alle 
Deutungen anderer Art mussten zerschellen an dem ausdrück- 
lichen Vorbehalt des Absetzungsrechtes für den Pabst. 

Daneben scheint man nach Möglichkeit alle jene Stellen 
ausgenutzt zu haben, wonach den Erzbischöfen und überhaupt 
den hohen Geistlichen in besondern Notlagen oder aus Zweck- 
mässigkeitsrücksichten gewisse aussergewöhnliche Befugnisse 
zustehen. 2 ) Ja es sieht fast so aus, als habe man den Erz- 
bischof vor der Nation als einen judex delegatus hinstellen 
wollen, wie ihn die Kurie für gewisse Fälle zur Verteidigung 
gegen offenkundige Vergehen und Vergewaltigungen zu be- 


*) So heisst es im Appar. Innoc. I. c.: Est enim memorandum de 
hao senteutia depositionis, quod non debct fern nisi urgente multu noeessitnto 
et multis causis et criminibus et infamiis manifestis contra impcratorem 
c 1 n in a n t i bu s. — Man vgl. hierzu die 'Worte der Depositio Adolfi. Kopp 1. c. I, 
905 unten : ut de ceteris ejus criminibus taeeamus; sieut heu rei euidencia. 
et communis olainor popul i ascendens in celum etun gemitibus et 
lacrimis de die in diem continue manifestant. 

*) Man vgl. zu Mansi, XXIII, 623 unten: Si vero evidens urgoat 
necessitas, vel ecclesiarum rationabilis suadeat utilitas, unter 
welcher Bedingung dann dort den hohen (ieistlichen und Erzbischöfen auch 
eine aussergewöhnliche Befugnis zuerkannt wird, die Worte, mit denen der 
Erzbischof in der Oitatio, Areh. f. k. oestr. (>.-Q. II, 228 ur. 1, sein Berufungs- 
recht begründet: ut nos quando euidens utilitas suadet autinminens 
necessitas urgot possimus et utiquc debenmus ex ineuinbentis nobis 
offieii nostri sollieitudine . . conuoeare. Hier wird klar, wie man den 

Defekt im erz kanzle rischen Berufungsrechte auch durch kirchenrechtliche 
Begründung zu ergänzen suchte. 
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vollmächtigen pflegte, 1 ) so (lass hier der Erzbischof gewisser- 
massen als Konservator seiner Kirche. 2 ) oder auch als 
Verteidiger der Fürsten und speziell des Herzogs von Oester- 
reich gegen otfenkandige Gewaltsamkeiten des Königs gedacht 
werden könnte. 3 ) Damit wäre vielleicht zugleich der eigent- 
liche Zweck der Verbreitung jenes später zu besprechenden 
Gerüchtes, wonach der Pabst eine gewisse Vollmacht zur 
Absetzung Adolfs erteilt habe, 4 ) unserm Verständnis näher 
gerückt. Aber man mochte sich drehen wie man wollte, 
dem Buchstaben des Hechtes timt man auch so nicht genug. 
Denn im Liber VI. sind die Befugnisse eines solchen päbst- 
lichen Bevollmächtigten scharf abgegrenzt und speziell auf 
solche Fälle beschränkt, wo eine richterliche Untersuchung 
überhaupt nicht erforderlich war; 5 ) und damit stand doch 
die inquisitio und die examinatio diligens des hier beliebten 
Verfahrens 6 ) in einigem Widerspruch. Aber es war auf jeden 


*) Vgl. über diese Institution: Hinsehius, Kirclienreoht 1 § 21. ins- 
besondere II 1 C. und VJÜ D. 

5 ) vgl. vorige S. n. 2 und p. 23 n. 4. 

s ) c. 1 de off. et pot. jud. deleg. in üb. VI : Statuinius, ut consorvatorou, 
quos plerumque concedimus, a manifestis injuriis et violentiis 
defeudere possint, quos eis conimittimus defendeudos. Dementsprechend 
wird bei dem Verfahren gegen Adolf an verschiedenen Stellen mit Nach- 
druck betont, dass die Vergehungen des Königs notorisch und offenkundig seien. 

') SS. XVII, 2C7.8 Kleetores, videntes hos defectus ivgis et plus 
quam 20 alios, pape signiticavcrunt, rogantes suppliciter, quatinus ipsum 
nobis daret auctoritatem absolvendi et alium conlirmandi — id obti- 
nuorunt. ut a pluribus dicebatur etc. vgl. ibid. 203, Id tV. — Wenn man 
fragt, mit welcher Vollmacht die Kurfürsten und speziell der Erzbischof 
dort, hätten delegiert sein wollen, so liegt, es nahe, an die zur Eideslosung 
zu denken. Vgl. oben p. 22 die Formel dieser Eideslösung: a juramento 
hujusmodi perpetuo absolventes; vgl. auch c. 2 C. XV. qu. d im Corp. 
jur. can. 

5 ) c. 15 de oflie. et pot. jud. dolegati in lib. VI: Ut autcm eonservatores 
limites sibi .traditae potestatis, quos frequenter excedunt, mctu poenae 
ddigenter oliseivent : dccernimus, ut. si de aliis quam de manifestis injuriis 
et violentiis scienter so intromiserint, sou ml alia. quae judhialoin indnginem 
exigunt, suam extenderint potestatein, uo ipso per unum annum ab officio 
sint suspensi. 

e ) vgl. unten p. 40 ff, 
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Fall zweckmässig und für die faktische Wirksamkeit des 
Verfahrens von Wert, an bekannte Institutionen anzuknupfen, 
um so auf jede mögliche Weise, indem man für die Usurpation 
dem Könige gegenüber die erzkauzlerisehen Befugnisse, 1 ) für 
die Usurpation gegenüber der Kurie die erzbischöflichen 
Funktionen in die Höhe schraubte, von beiden Seiten her 
eine für diesen Fall ausreichende Kompetenz des Erzbischofs 
z usam m enzustücken. 

Mit der Herleitung irgend einer erzbischöflichen Macht- 
vollkommenheit für die Absetzung eines Königs aus dem 
kanonischen Hecht war es also schlecht bestellt. Es bleibt 
demnach nur die andre Frage noch zu entscheiden, ob der 
damalige Inhaber des päbstlichen Stuhles, Bonifaz VIII., 
den deutschen Fürsten und speziell dem Erzbischof von 
Mainz vielleicht für diesen Fall eine Ermächtigung irgend 
welcher Art erteilt hat. 

Es ist nur eine einzige gleichzeitige Nachricht vor- 
handen, welche sich über diesen Punkt näher ausspricht. 
Es ist das die bekannte Geschichte des Üolmarer Kronisten 
über die Sendung des Grafen Hohenberg an den Pabst, 2 ) 
um diesen für die gegen Adolf gerichteten Pläne zu gewinnen. 
An und für sich ist allerdings kaum ein Grund vorhanden 
an dieser mit solcher Bestimmtheit auftreteuden Erzählung 
zu zweifeln, ganz abgesehen von der speziellen Erwähnung 
der 16, (XX) M. für die damals bei der Kurie üblichen Hand- 
salben. Eine andere Frage ist, ob das Verhältnis der 
Kurfürsten zu jener Mission des Habsburgischen Partei- 
gängers darin in dem richtigen Lichte erscheint. Zunächst 
ist schon verdächtig, dass jene Unterredung der Kurfürsten, 
welche die Sendung an den Pabst zur Folge gehabt haben 
soll, bei unserem Gewährsmann in der Form eines Gesprächs 
erscheint. Denn man darf von vornherein annehmen, dass 
grade dann, wenn dieser Kronist zur direkten Hede greift, 
bei ihm die Phantasie mit der Wirklichkeit durchgeht. 


*) Vgl. Weizsäcker l. c. p. 12 f. 
■) SS. XVII, 263,42 ff. 
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Solche Gespräche sind für ihn die naive Form, in welcher 
er politische Situationen zu veranschaulichen pflegt; eine 
Form, die hei ihm überall da eintritt, wo es gilt, seine 
Unkenntnis über den tiefem Zusammenhang der Ereignisse 
durch eine um so lebendigere Darstellung zu bemänteln. Es 
sind politische Meditationen des Verfassers von geringem 
historischen Wert. Wenn er nun hier den Versuch macht, 
die Zusammenkunft der drei Kurfürsten, den eigentlichen 
historischen Kern seiner Erzählung >), mit der Reise des 
Grafen Hohenberg nach Rom in Zusammenhang zu bringen, 
so ist das um so erklärlicher, als jener Graf von Albert für 
politische Sendungen in Deutschland namentlich auch im 
Laufe des Jahres 1297 wiederholt benutzt war.*) Aber ob 
dieser Verkehr zwischen Albert und den Kurfürsten auf den 
von unserm Kronisten angedeuteten Grundlagen stattge- 
funden, darf ernstlich bezweifelt werden. Wenn ein Versuch 
gemacht wurde von Seiten der beteiligten Kurfürsten, den 
Pabst ins Einvernehmen zu ziehen, so ist kaum anzunehmen, 
dass sie ihre Verhandlungen auf dem Umwege über den 
Herzog von Oesterreich geführt haben würden. Und ferner: 
ist es überhaupt wahrscheinlich, dass die Kurfürsten, deren 
Vorgänger noch unlängst unter Friedrich II. ein Absetzungs- 
recht der Kurie bestritten hatten 3 ), und welche selbst zum 
Teil schon bei der Wahl Adolfs sich eine Art Absetzungs- 
recht vorbehielten 4 ), in dieser Frage nun wieder auf die 
Kurie hätten rekurrieren sollen, um sich von derselben erst 
eine Vollmacht für die Absetzung 5 ) erteilen zu lassen? Nach 

') SS. XVII, 264,14: Principes, his visis literis pape, conveuerunt, 
et colloquium seu curiam in festo sanctorum Phil, et Jakob, pro regni 
negociis edixerunt. 

*) So fanden nach Ottokar, c. 653, i. J. 1297 zwei Gesandtschaften 
statt vgl. auch Droyscn, Albrechts I. Bemühungen um die Nachfolge 
im Reich p. 50 u. 55. 

s ) Vgl. p. 6 f. 

*) Vgl. p. 17 ff. 

•) auctoritas ahsolvendi vgl. p. 27 n. 4. — Vgl. hierzu auch J. 
Weizsäcker, Die Urkunden der Approbation König Ruprechts, a. d. Ab- 
handl. d. K. Preuss. A. d. W. z. Berlin v. J. 1888 p. 74 n. 2. 
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dieser Seite hin scheint mir vielmehr die Erzählung unseres 
Gewährmannes auf dessen eigner Erfindung zu beruhen, wie 
er sich die Dinge im Zusammenhang dachte, oder allenfalls auf 
einem Gerücht, welches leicht entstehen konnte, wenn man 
Adofls Absetzung mit früheren Fällen ähnlicher Art ver- 
glich. War ein Abfall in solchem Umfange nicht immer auf 
Grundlage einer päbstlichen Exkommunikation oder Absetzung 
erfolgt V 1 ) Und nur hier sollte das nicht der Fall gewesen sein? 

Viel glaubwürdiger ist nach alledem die Annahme, dass 
die Initiative zu jener Gesandtschaft an den Pabst nicht 
von den Kurfürsten, sondern von Albert, ja dass sie ganz 
allein von ihm ausging. Der Herzog hatte ja schon einmal 
wegen des Erzbischofs von Salzburg und höchst wahr- 
scheinlich doch auch gegen den mit demselben verbündeten 
König bei der Kurie Klage erhoben 2 ). Adolf selbst hatte 
sein Unternehmen gegen Frankreich in Gegensatz zum 
Pabst und unter dessen fortwährendem Widerspruch untex- 
nommen. 3 ) Der Herzog andrerseits stand mit dem franzö- 
sischen Könige im besten Einvernehmen 4 ). Vielleicht hoffte 
er auf Grund dieser Verhältnisse bei der Kurie gegen Adolf 
geneigtes Gehör zu finden. Die Autorität des Pabstes war 
ja für so bedenkliche Pläne, wie der Herzog sie vorhatte, 
von grosser Bedeutung; ihm musste offenbar mehr daran 
liegen, sich im Fall einer Entscheidung gegen den König 
auf einen päbstlichen als auf einen kurfürstlichen Macht- 
spruch stützen zu können. In dieser Frage verband ihn 
mit dem Pabst ein gemeinschaftliches Interesse 5 ). Dass 
dann die habsburgische Partei den Erfolg jener Gesandtschaft 
in der von dem Kronisten angedeuteten Weise aufbauschte, 


') Vgl. p. 37; über den vermutlichen Zweck bei der Verbreitung 
jenes Gerüchtes vgl. auch p. 20 f. 

•) 1296. Juni 29. vgl. Prcger, Albrecht v. Oesterreich und Adulf 
von Nassau Aufl. 2, p. 45 f. 

3 ) Vgl. die Schreiben Bonifaz' VIII. Böhmer Beg. Bonifaz' nr. 277 — 
280, 282 und 286. 

') Vgl. Böhmer reg. Rs. nr. 186 und Prcger 1. c. p. 41 f. 
s ) Vgl. mich oben p. 25 f. u. unten p. 32 ff. 
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und dass darauf hin Adolf, um dem entgegen zu wirken, 
seinerseits eine Anfrage stellte, ist recht wohl möglich 1 ). 
Die darauf erfolgende Antwort ist sehr eigentümlich. Der 
Pabsf, hiess es, habe keine brieflichen Versicherungen gegeben; 
wären aber Briefe ausgestellt worden, so sei das nicht von 
ihm; wie er wenigstens ausdrücklich versichern könne, dass 
er nichts davon wisse 2 ). Sind diese Worte wirklich so 
gesprochen, und waren sie aufrichtig, so werfen sie ein eigen- 
tümliches Licht auf die bei der Kurie herrschende Disziplin. 
Wahrscheinlicher ist indess, dass die Unwissenheit des Pabstes 
über die Handlungen seiner Kardinale nicht so weit gieng, 
wie er glauben machen wollte, und dass hier nur ein 
diplomatischer Kunstgriff zur Anwendung kam, wie er nicht 
ungewöhnlich ist, wenn es einem Machthaber darauf 
ankommt, nach irgend einer Seite hin einen Druck auszu- 
üben, sich selbst aber für alle Fälle die Hand freizuhalten 3 ). 
Andrerseits aber lässt sich mit Sicherheit behaupten, dass 
eine solche Vollmacht, von Seiten des Pabstes selbst, für 
Adolfs Absetzung in der Tliat nicht erteilt wurde. Denn 
wenn man für nötig hielt, sich um solche Vollmacht zn 
bewerben, und wenn man sie wirklich erhielt, so ist nicht 
ersichtlich, weshalb man sich bei der Absetzung Adolfs 
nicht auch darauf berief ; 4 ) in dem Absetzungsdekret ist 
aber vom Pabst, mit keinem Worte die Hede, und dieser 
selbst erklärte später, dass Alberts erste Wahl erfolgt sei 
bei Lebzeiten Adolfs de facto aber nicht de jure; 5 ) darin 
liegt implicite auch die Nichtanerkennung der Absetzung. 

') Vgl. Lorenz 1. c. II, 629. 

s ) SS. XVII, 264,19 ff. 

”) So verfuhr auch Gregor VII., wenn seine Legaten Rudolf v. 
ßlieinfeldeu anerkannten, und er selbst diese Anerkennung dann ableugncte. 

4 ) Aehnlich schon Droysen I. c. p. 79. — Nur in dem Absetzungs- 
pruche bei Ottokar (Pcz III, 619) geschieht des Pabstes Erwähnung: 

In Gotes Pan Ich sew cltund 
Des Pabsts und aller Phaffhait. 

*) Vituperatio, Kopp III. 1,315: Albertus . . ipso rege Adulfo 
uiuente, de facto, cum de jure non posset, in Rom. regem se eligi 
procurauit. 
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Die Stellung des Erzbischofs von Mainz zur 
Absetzung. 

Fassen wir das gewonnene Resultat über die Stellung 
der Kurie zur Sache noch einmal kurz zusammen : einerseits 
der volle Anspruch des Pabsttums auf das alleinige Ab- 
setzungsrecht des päbstlichen Stuhles, andererseits kein 
kuriales Zugeständnis irgend welcher Art für diesen Fall. 
Angesichts dieser Haltung der Kurie muss um so mehr auf- 
fallen, wie der Erzbischof von Mainz, der somit hier in 
manchen Punkten als Usurpator päbstlicher Machtbefugnisse 
auftritt, einen solchen Schritt wagen durfte, ohne sich 
mit der öffentlichen Meinung jener Zeit in einen allzu 
schroffen Gegensatz zu stellen. Aber bemerkt werden 
muss doch, dass verhältnismässig nur wenige und zwar dem 
Könige befreundete zeitgenössische Kroaiken ein solches 
Absetzungsverfahren gegen den König als ein widerrecht- 
liches und gewaltsames bezeichnen. >) Erklärlich aber wird 
eine solche Unsicherheit in der herrschenden Rechts- 
anschauung, wenn man sich zweierlei gegenwärtig hält. 
Einmal die bisherige Entwickelung der Dinge in der Ab- 
setzungsfrage überhaupt, die wachsende Selbständigkeit der 
Fürsten, ihr Protest gegen den Absetzungsanspruch der Kurie, 
endlich die mehl' oder weniger bestimmt auftretenden 
Theorieen von dem Absetzungsrecht der Fürsten. Zweitens 

') Die meisten Quellen berichten einfach das Faktum der Absetzung, 
ohne sich über die Rechtmässigkeit derselben zu äussern. Auch die 
königsfreundlichen Krouisten, wie Cliron. Fürstenfeld. u. Chron. Colin, 
richten ihre Vorwürfe weniger gegen das Verfahren als gegen Albert. 
Nur in Chron. Samipetrinum bei Stübel G.-Q. der Provinz Sachsen l, 139 
findet sich ein direkter Hinweis auf die Unrechtmässigkeit der Absetzung: 
rumor extollitur, ducem Austrie non posse esse regem Rom., quia 
rex Adolfus non fuisset rite depositus nee potuisse duos reges simul 
regnare etc. — Bemerkenswerth hierfür ist auch eine Glosse zur Cont. 
Vindob. SS. IX, 720,49: 

Moguntinensis bacnli gestator et ensis 
- Gr natu legnm mntat dyademata regum. 

Man vgl. dazu Ellenhard's Auffassung SS. XVII, 137,20: . . nmoto 
dom. Ad. Rom. rege a regimine Rom. regni justas per seutencias et 
justis ex causis. 
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aber insbesondere die Stellung des Mainzers zu jener Frage 
in seiner Eigenschaft als Erzbischof. Denn das muss 
Uervorgehoben werden, dass das Amt des Erzkanzlers gegen 
dasjenige des Erzbischofs der Form nach für diese Absetzung 
in eben dem Maasse zurücktritt, als wir bei der Anklage und 
dem Verfahren die reichsrechtlichen Momente hinter die 
kirchenrechtlichen zurücktreten sehen werden. Man be- 
nutzte jenes .Reichsamt, um daraus gewisse namentlich für 
die Einleitung des Verfahrens erforderliche Befugnisse 
herzuleiten ') ; die Absetzung selbst dagegen: der Urteils- 
spruch und besonders die Lösung vom Unterthaneneide 2 ), 
das Alles ruhte offenbar hier noch viel weniger auf den 
Schultern des Erzkanzlers, als auf denen des Erzbischofs. 
Verlangte die öffentliche Meinung einen kirchlichen Karakter 
für das Verfahren, so galt das in noch höherem Maasse für 
die Person des Richters. Mit einem Worte: konnte und 
sollte einmal der Versuch gemacht werden, die Absetzung 
des Königs aus der Machtsphäre der Kurie in die der 
Fürsten zu Überträgen, so war offenbar das Amt des ersten 
Kirchenfürsten Deutschlands am meisten geeignet, einen 
solchen Uebergang zu vermitteln. 

Dass die Logik jener Zeit in der That geneigt war, den 
eben angedeuteten Weg in dieser Frage einzuschlagen, zeigt 
auch eine Behauptung Friedrichs II., der zufolge dem Pabst 
in nicht höherem Grade ein Absetzungsrecht gegenüber dem 
Kaiser als Konsequenz des Krönungsrechts zustehe, als jenes 
Recht den Prälaten, welche die Befugnis hätten, ihre Könige 
zu krönen, aus diesem Grunde zugesprochen werden könnte. 3 ) 

') Vgl. oben p. 28. 

■) Vgl. oben p. 27 n. 4 u. nuten p. 38f. 

[ ') Huill.-Breh. Vf, 333 (SS. XXVIII, 276,26): Xam licet ad cum 
(se. papain) de jure et inore majorum conseerntio nostra pertinent, non 
magis ad eum privatio seu remotio pertinet, quam ml quoslibet reguoruni 
prelatos, qui reges suos prout assolent consecraut et iuungiint. vgl. liier 
auch p. 8n. 3. — Höchst wahrscheinlich ist das von dem Erzbischof Hein- 
rich von Köln im Jahre 1314 beanspruchte Entscheidungsrecht in dem 
Thronstreit zwischen Ludwig und Friedrich ein Ausfluss ähnlicher Rechts- 
auschanuugeu. Damals zitierte dieser Erzbischof den von der Gegen- 
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Der andere Schluss: hätte der Pabst das Absetzungsrecht 
gegenüber dem Kaiser, so hätten es auch jene Prälaten 
gegenüber den Königen, liegt da sehr nahe. Jedenfalls bot 
jene Aeusserung für eine Interpretation in diesem Sinne einen 
bedenklichen Spielraum. Bemerkenswert aber ist und für 
die Anschauung jener Zeit von Bedeutung, dass auch für 
Friedrich II. in Frage der Absetzungskompetenz ein Vergleich 
zwischen der Stellung des Pabstes zum Kaiser und derjenigen 
jener Prälaten zu ihren Königen am nächsten lag. Zwar 
gilt dieser Vergleich hier zunächst nur von solchen Erz- 
bischöfen, denen das Krönungsrecht zustand. Aber den andern 
Punkt jener Aeusserung. dass hier nämlich der Pabst, die 
Absetzungskompetenz anlangend, mit Prälaten überhaupt auf 
eine Stufe gestellt wird, konnte sich der Mainzer Erzbischof 
immerhin auch gesagt sein lassen. 

So ganz abenteuerlich war die Politik dieses Kirchen- 
fürsten also nicht, wenn er hier als erster Prälat Deutsch- 
lands den Versuch machte, ein bisher von der Kurie 
behauptetes Recht für sich selbst in Anspruch zu nehmen; 
um so weniger, wenn man bedenkt, dass damals der Pabst. 
in einheimische wie auswärtige Kämpfe verwickelt, trotz 
seines leidenschaftlichen Festhaltens an der höchsten Autorität 
des römischen Stuhles, am allerwenigsten in der Lage war, 
einer solchen erzbischöflichen Aninaassung ein energisches Veto 
entgegenzurufen. ’) 

Aber man erkennt doch deutlich , dass die Politik 
Friedrichs II. die Machtstellung des Pabsttums in eben dem 

partei gewählten Ludwig vor seinen Richterstuhl ; vgl. das Manifest Hein- 
richs bei Ölenschlnger, Staatsgcschichte Urk.-B. p. 72: Nos autein, ne per 
repeutinam nianus inipositionein contra doctrinam Apostoli quiequid in 
bac parte facere perperam viderenmr, II lustrein Ludovicum, Pucem 
Bavarie, qui, ut ad Nos pervenit, ejusdem Friderici a quibusdam aliis 
Priucipibus se asseruit coclcetnm, oinnesque, qui se dicto Fride- 
rico opponere vellent, vel sibi in Romano Regno jus potius veinli- 
carent, citari feciinus cornm nobis ad certnm diein et locum 
ad doccndum de jure, si quod cis competeret in Regno 
mem orato. 

’) Vgl. Druinauu, Bonifaz VIII. I, 2111. 


Digitized by Googl 



35 


Maasse erschüttert hatte, wie die der Kurie die Bedeutung 
des Kaisertums. Denn ähnlich wie der gewaltige Kampf 
dieser beiden Gewalten um die Mitte jenes Jahrhunderts den 
deutschen Fürsten die Gelegenheit bot, ihre Selbständigkeit 
und Unabhängigkeit gegenüber dem Reichsoberhaupt zu 
erhöhen, so macht hier bei Adolfs Absetzung auch eine geist- 
liche Gewalt den erfolgreichen Versuch, mit der Usurpation 
päbstlicher Machtvollkommenheiten von höchster Bedeutung 
der Autorität des pähstlichen Stuhles sich zu entziehen. 
Darin liegt die welthistorische Bedeutung jenes Absetzungsaktes. 

IV. Die Absetzung. 

a. Pas Richterkul legi um. 

Eine nähere Betrachtung der Absetzungsurkunde ist 
um so lehrreicher für die Rechtsauflässung der Beteiligten, 
als darin alle diejenigen Elemente, ans denen man sich das 
Absctznngsrecht der Fürsten erwachsen dachte, auch formell 
deutlich zum Ausdruck kommen. Als Veranstalter des ganzen 
Verfahrens erscheinen zunächst die hervorragendsten Fürsten 
Deutschlands, und zwar diejenigen, denen auch die Wahl eines 
Königs zustand. Ueberhaupt entsprechen die Wendungen 
riicksiehtlich der Terminsverschiebung , der Aufzählung der 
beteiligten Fürsten und ihrer Vollmachtboten durchaus den 
bei Wahlverfahren üblichen Formen, ein deutlicher Finger- 
zeig dafür, dass man in der That. das kurfürstliche Recht 
als die Grundlage des Verfahrens gegen den König ansah. 
und dass man aus dem Rechte der Wahl in ähnlicher Weise, 
wie Friedrich II. dies gethan, auch das Recht der Absetzung 
herleitete. 1 ) Dafür spricht auch, dass weiterhin die Kurfürsten 
als die Urteilsfinder erscheinen, und dass die Absetzung durch 
sie allein erfolgt. 2 ) Wenn gleichwohl die Vorberatung in 

') Vgl. Weizsäcker 1. e. p. 14. S. a. oben p. 7 f. 

') Vgl. Weizsäcker ibiil. n. 1 u. p. 19 n. 3. Dem dort in Bezug 
auf die Stellung der Kurfürsten zum Absetzungsakte (Ic.-agtcn schließe 

3* 
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einem weitern Kreise von Fürsten und Herren und „weisen 
Männern“ 1 ) statt fand, und wenn man jenen damit eine ähnliche 
Stelle, wie sie dieselbe jedenfalls entsprechend noch hei der 
Wahl Richards von Comwallis gehabt hatten, wieder zuge- 
stand, so liegt darin wohl das Restreben, analog dem Vor- 
gänge Innocenz’ IV. dem Vei fahren gegen den König einen 
breiteren Rechtsboden zu geben und die faktische Wirksam- 
keit der Absetzung zu erhöhen; vielleicht aber auch die 
geheime Absicht, die moralische Verantwortlichkeit für den 
immerhin gewagten Schritt einem weiteren Kreise zuzu- 
schieben. 

b. Die Anklage. 

Was die Anklagepunkte betrifft, so sind es im Wesent- - 
liehen dieselben, die man schon gegen Heinrich IV., Otto IV. 
und Friedrich 11. aufgestellt hatte. Wie seit Jahrhunderten 
die Autorität des Königtums nur durch die Autorität der 
Kirche hatte erschüttert und in seinen rechtlichen Grund- 
lagen angegriffen werden können, so stellte man sich auch 
hier noch auf denselben Rechtsboden. Es ist für uns unmöglich, 
nachzuweisen, in wie fern jener Schwall von Vorwürfen 
wegen gröblicher Kirchenschändung, wegen Simonie, wegen 
Bedrückung und Schädigung der Geistlichkeit eine Berech- 
tigung hat. Es ist denkbar, dass ein grosser Teil dieser 
Beschuldigungen sich auf Ereignisse in den thüringer Feld- 
zügen zurückführen lässt. Wie oberflächlich und stereotyp 
man aber im Allgemeinen bei der Formulierung dieser 
Anklagen zu Werke ging, zeigt sich deutlich in dem 
Bemühen, für jede der nach kanonischem Recht erforder- 
lichen Anklagekategorieen*) einen oder mehrere Fälle 

ich mich, Lorenz und Ehrenberg gegenüber, an. Vgl. auch Ilarnack, 

F. z. d. G. lSbfi p. 148 f. Dem weiteren Kreise hingegen möchte ich 
eine etwas grössere Bedeutung zuschreiben, als das von Weizsäcker 
geschehen ist. 

') Also wohl die Juristen. 

*) Vgl. hier Beilage p. 5C, III u. p. 58, V. 
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ausfindig zu machen und dieselben in derselben Reihenfolge 
und zum Teil mit denselben Worten herzuzählen. ') 

Die Begründung der Absetzung auf derartige Vergehen 
ist denn auch nur darauf berechnet, ihrer Wirkung in den 
breitem Schichten der Bevölkerung einen günstigen Boden 
zu verschaffen. Sie ist aber überhaupt nur formeller Natur. 
Der Kernpunkt der Anklagen liegt vielmehr dort, wo von 
gebrochenen Verträgen und der Beeinträchtigung der 
deutschen Fürsten und Herren in ihren Würden. Ehren und 
Rechten die Rede ist. In Wirklichkeit erwuchs eben das 
Verfahren gegen den König schon auf diesem ganz neuen 
reichsrechtlichen Grunde, nur dass man. der öffentlichen 
Meinung zuliebe, die Vorsicht anwandte, die neue Idee mit 
der alten Form des kanonischen Rechtes zu bemänteln. 
Der neue Gedanke war eben der. dass die Fürsten hier im 
Widerspruch mit einem Jahrhunderte alten Brauch, das Recht 
in Anspruch nehmen, ganz unabhängig von Kirche und 
Pabst, gegen das Königtum vorzugehen 2 ) und dasselbe nur 
so lange anzuerkennen, als es mit den Interessen der 
Fürsten im Einklänge stand. Die Erörterung und Begründung 
dieses Grundsatzes war vielleicht auch eine von den Auf- 
gaben, welche den anwesenden gelehrten und weisen Herren 
zufiel und der Ausspruch jenes Weisen : cur ego te habeam 
ut principem, cum tu me non liabeas nt senatorem 3 ), das 
karakteristische Grundthema, um welches jene Erörtungen 
sich drehten. Jedenfalls verlor damit, wenn solche An- 

') Oft in recht erzwungener Weise, so, wenn auch für die Ge- 
fangennahme der Kardinäle durch Friedrich II. eine Analogie namhaft 
gemacht wird : perpetravit etiam sacrilegium capi faciens prelatos clericos 
religiosos et etiam secularcs. Auch für die suspitiones heretieae pravitatis 
scheint mau nicht so gravierende Sachen haben auftreiben zu können, wie 
Inuocenz IV. gegen den grossen Ketzer Friedrich. Der Vergleich so 
grosser Verhältnisse mit so kleinen hat etwas Komisches. 

’) Das hinderte nicht, dass ein Teil der Fürsten späteT bei der 
Wahl Karls IV. ein Absetzungsrccht, des Pabstes implicite wieder aner- 
kannte, Böhmer-Huber, Reg. Karl’s IV. Nr. 23ob. Vgl. auch Harnack, 
1. c. p. 147 f. 

3 ) Dep. Adolf. Kopp 1. c. p. 907. 
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Schalungen Wurzel fassten, das deutsche Königtum, wie es 
seine materiellen Grundlagen schon längst eingebüsst, auch 
seine ideellen; und an Stelle des alten Königtums von 
Gottesgnaden trat ein durch Verträge bedingtes und von 
der Gnade der Kurfürsten abhängiges Königtum, 

o. Das Vorfahren. 

Je neuer und revolutionärer diese Art der Rechtsauf- 
fassung war, um so ängstlicher klammerte mau sich in der 
Form an das frühere Herkommen. Wir bemerkten das 
schon bei der Formulierung der Anklage ; noch deutlicher 
zeigt sich dieses Bestreben beim Verfahren selbst. Auch 
hier tritt allerdings, wie wir sahen, au einzelnen Stellen 
der Kern einer neuen, man darf sagen lebendigen Eechts- 
auschauung ’), durch die alte Hülle einer absterbenden Form 
deutlich zu Tage ; im Wesentlichen aber ist es doch eine 
unverkennbare Nachbildung der von Innocenz IV. beobach- 
teten Formalitäten, soweit die Verhältnisse nicht Modiiika- 
tionen bedingten. An die Stelle der Beratung des Pabstes 
mit den Kardinälen und dem heiligen Konzil tritt bei Adolfs 
Absetzung diejenige des Erzbischofs von Mainz mit den Kur- 
fürsten. mit den Grossen und Herren des Reiches und den an- 
wesenden Juristen im weiteren Kreise : und verkündet Innocenz 
das Urteil, gestützt auf die Statthalterschaft Christi und die ihm 
von Petrus überkommene Gewalt zu binden und zu lösen, so thut 
es der Erzbischof auf Grund des gemeinsamen Ratschlusses 
und Willens Aller und des einstimmigen, höchstwahrscheinlich 
in deutsch-rechtlicher Form, und zwar der der Umfrage, 
gefundenen Spruches 2 ) der anwesenden Kurfürsten. Der 
mehr sophistische als mutige Ausweg, die Verantwortlichkeit 
für den ganzen Akt mit der Autorität Gottes zu decken, 
den König infolge seiner Vergehungen als bereits von Gott 
abgesetzt zu bezeichnen und sich selbst gewissermassen nur 


') Vgl. p. 35 die Herleitung des Absetzuugsrechts aus dem 
Wahlrecht. 

*) So Ottokar bei Pez, SS. rer. Austr. III, 017. 
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als Organ Gottes lind als Verkündiger einer bereits von 
Gott vollzogenen Absetzung ') hiuzustellen, ist auch von 
Gerhard adoptiert worden. Endlich finden wir auch bei 
ilun die Eideslösung mit dem Gehorsamsverbot, eine Be- 
fugnis, welche, so viel ich weiss, einem Könige gegenüber 
bislang nur der Pabst in Anspruch genommen, und welche 
der Mainzer Erzbischof hier wohl als erster Kirchenfürst 
Deutschlands usurpieren zu dürfen glaubte. 

So viel über das Verfahren gegen Adolf, in soweit es 
sich unmittelbar aus der Vergleichung der in Frage kommen- 
den Absetzungsdekrete ergiebt. Vielleicht lässt, sich aber 
die. eine oder andere Seile desselben, welche in der Depositio 
Adolfi nicht mit voller Klarheit hervortritt, durch Heran- 
ziehung des gegen Friedrich 11. beobachteten Verfahrens 
überhaupt, wie es auch nach andern Quellen als dem be- 
sprochenen Absetzungsdekret Innocenz’ IV. bekannt ist, im 
Näheren verfolgen. 

Es ist hier ein Punkt, in dem ich gegen die Aus- 
führung bei Weizsäcker 1 2 ) für Ottokar von Steier glaube 
eintreten zu müssen. Dieser Keimkronist spricht zu Anfang 
seines ziemlich ausführlichen Berichtes über das Verfahren 
gegen Adolf von der Aufstellung eines Klägers „nach 
geschribem rehte“ 3 ) und zugleich von der eines Verteidi- 

1 ) Dass jeue Stelle diesen Sinn hat, erhellt namentlich auch aus der 
von Mon. Pad. b. Muratori VIII, tibi mitgetoilten Form der pabst, liehen 
Absetzungssentenz: Volentea , inquit Apostolicus , Pivinam gententiam 
praepouere senteutiae nostrae, deuuueiamus F. a Deo excounnunicatuin et 
„depositum ab omni hon„re Imperii et Rcgui. Addentes vero gententiam 
nostrain diviuae senteutiae excommunicaums F., et deponiuius ab omni 
bonore Imp. atque Kegni. Vgl. Sehirrmacher 1. c. IV, 409. — Aehnlich 
schon Gregor VII. Jaft'. II, 245: judivio sancti Spiritus exeoramunicatus. — 
Die Herrschaft des Königs galt als von Gott übertragen ; vgl. Waitss 
V.-G. VI, 119; daher vielleicht jene Form. Vgl. auch oben p, 22 n- 1. 

s ) 1. c. p. 22 ff. 

3 ) In der Edition von Bruchstücken aus Ottokar bei Massmann, 
Kaiserehronik II, 659 (Pez III, 617): 

dem von Sabsen wart 
erteilet durch siebte, 
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gers. ') Ich halte nun für sehr wahrscheinlich, dass Ottokar hier 
mit dem „geschriben relite, daz sie dö lesent au buochen“ 
nicht das deutsche Recht, sondern das kanonische, und 
speziell den Liber VI. gemeint, hat. Gegen diese Annahme 
spricht auch nicht etwa der Umstand, dass weder in dem 
Dekret des Liber VI. noch in der Depositin Friderici selbst 
von der Aufstellung eines Anklägers und Verteidigers in der 
von Ottokar angedeuteten Weise die Rede ist. Für die 
Durchführung des Verfahrens im Einzelnen wird man auch 
andere auf die Absetzung Friedrichs II. bezügliche Akten- 
stücke, die damals leicht zur Hand sein konnten, verwertet 
haben. 2 ) Speziell aber für die Anwendung eines Verfahrens 
in jener von Ottokar berichteten Form lässt sich eine in 
diesem Zusammenhang ebenfalls noch nicht beachtete Aeusse- 
rung Innocenz’ IV. geltend machen. Inter den zahlreichen 
Briefen, in denen derselbe sein Vorgehen gegen Friedrich II. 
zu rechtfertigen suchte, findet sich auch einer an ein General- 
kapitel von Cistercienseräbten 3 ,) worin es unter a. heisst: Non 
enim memininius, uuquam causam cum tanta d eliberatione 
et diligenti ex am in at io ne fuisse excussam et peritorum 
atque sanctorum mentibus libratam extitisse, adeo quod in 
seeretis aliqui fratium nostrorum induerunt personam advocati 
pro ipso; aliqui autem e contra personam adversantis; ut 
ex objectionibus et responsionibus inquirentium et disputan- 
tium. ut solet in scholis, cause veritas radicitus liinc indeque 
discuteretur. 

Die Aufstellung von Anklägern und Verteidigern finden 
wir also auch bei dpr Absetzung Friedrichs beobachtet; 
nach gescliribem relite, 
daz sie dö lesent an buochen — — 

Es ist liier eine Lücke im Text; aus dem Folgenden erhellt iudess, dass 
von der Erteilung eines Anklägeramtes die llede ist. 

') ibid : 

dö daz mit rehte dar zuo quam, 
einen vürspreeben er dö nam 
uude klagte dem bischolf 
üf den kiinic Adolf etc. 

5 ) Vgl Beilage p. 57 f. IV. 

H.-Bröli. VI, 847. Potthast, Reg. II, 1187a. 
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allerdings sind es dort gleich mehrere; aber das tliut nichts 
zur Sache. Das W esentliche ist die Art der Untersuchung 
in der Form der Anklage und Verteidigung, wie sie von 
Ottokar auch für das Verfahren gegen Adolf berichtet wird. 
Man darf also wohl annehmen, dass es damit seine Richtig- 
keit hat, und das um so mehr, als wir auch sonst die Ab- 
setzung Friedrichs 11. aufs sorgfältigste nacligeahmt sahen. 
Zwar ist in der Depositio Adolfi selbst von einem solchen 
Verfahren mit Ankläger und Verteidiger nicht ausdrücklich 
die Rede; aber es steht nichts im Wege, die darin erwähnte 
„inquisicio et examinatio diligens“ ') mit dem von Innocenz 
in seinem Schi eiben ähnlich benannten Vorverfahren auf eine 
Stufe zu stellen, mit dem Unterschiede indessen, dass dasselbe 
im letzten Falle in einem engeren Kreise 2 ) angestellt wurde, 
während es gegen Adolf im weitern Kreise 3 ) und zwar vor 
derselben Versammlung stattfand , mit welcher auch die 
„deliberatio“ gepflogen wurde, und vor welcher endlich auch 
das Urteil erfolgte. 

Auffallen muss dann allerdings, dass Ottokar in seiner 
Darstellung der gerichtlichen Verhandlung nur den Kläger 
wirklich auftreten lässt 4 ) und nicht auch den Verteidiger, den 
er auch nicht mit Namen nennt. Aber diese Bedenken 
treten zurück bei der Erwägung, dass bei dem Kronisten 
überhaupt von beiden Anwälten die Rede ist. Wären es 
nur Geschöpfe seiner Phantasie, und gab er sich die Mühe, 
sie für seinen Zweck nur zu erfinden, so ist gar nicht 
ersichtlich, weshalb er dann nicht auch in der Verhandlung 
beide ihres Amtes walten lässt. Erklärlich aber ist die Er- 
wähnung beider, wenn man annimmt, dass der Dichter hier, 
sei es unwillkürlich oder absichtlich, die Gestalt des that- 
sächlichen Herganges durch die poetische Verkleidung 
hindurchscheinen lässt, dass er es dann aber nicht für ange- 
bracht hielt, auch denjenigen seinen Lesern noch besonders 

') Kopp 1. c. p. 907 unten. 

'-’) iu secretis, also wohl in einem consisturium secretum. 

') vgl. Weizsäcker 1. c. p. 19. 

4 ) Worauf Weizsäcker 1. c. p. 23 aufmerksam gemacht hat. 
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vorzustellen, der nachher bei ihm «rar keine Rolle spielt, und 
dadurch den Kontrast zwischen seiner Darstellung und der 
Wirklichkeit erst recht in die Augen springen zu lassen. 
Und man darf wohl sagen, der Reimkronist hatte als Dichter 
sowohl, wie als Anhänger Alberts von Oesterreich ein Interesse 
daran, den Verteidiger des Königs nicht zu Worte kommen 
zu lassen; das eine Mal aus Rücksicht auf eine Verein- 
fachung seiner Erzählung, das andere Mal aus Parteilichkeit 
für seinen Herzog. ') 


‘) Noch einiges Anilere weist darauf hin, dass dem Reiuikrouisten 
dieses und jenes bekannt sein musste. Man vgl. z. li. die erste Klage 
hei Ottokar, nach welcher dem König das Reich abgebrochen wird, Mass- 
inann 1. c. p. 053: 

unde klagte dem bischolf (n&mlich der Ankläger) 

üf den kiinic Adolf 

eine sache swaere, 

daz mei neide waere 

der kiinic dristunt worden. 

(Pez: der kunig besent drey stund worden.) 
mit der Klage gegen Friedlich in der Dcji. Frid. SS. XXVIII, ‘203, 42: 
Scd horum trinm jnrnmentorum temerarius extitit violator. — 

Die Kenntniss anderer Anklagepunkte lasst sich aus der Bekannt- 
schaft mit der Absetzuugsurkunde erklären. So vgl. fiir Klage 5 hei 
Ottokar die Klage in der dep. Adolfl Beilage III p. 57 nr. 2; fiir 
Klage 7 die Arenga der dep. Adolfi. Auch Klage 4 ist in der dep. 
Adolti vertreten. — Im Uebrigeu wird die Darstellung Ottokars allerdings 
auf Zuverlässigkeit wenig Anspruch erheben können; der Kronist schrieb 
eben nicht aktemnässig das Verfahren nieder, sondern suchte es für sein 
Publikum mundgerecht zu machen. Der juristisch trockne Gang des Ver- 
fahrens lost sich bei ihm in eine ganze Reihe vou Sprüchen auf, worin 
dem Könige die einzelnen Symbole der Herrschaft auch einzeln aberkannt 
werden; so mit dev Krone die königliche Würde, mit dem Szepter das 
Richteramt und so fort, nur dass ihm nicht so viele Symbole zur Ver- 
fügung stehen, als er Seiten des königlichen Regiments aufzuzählen 
weiss. — Interessant ist jedenfalls die Rolle, welche die Insignien und 
ihre Absprechung bei Ottokar spielen. Aehuliches finden wir schon bei 
Helmold SS. XXI, 35, 22 ff., nur dass der dort geschilderte rohe, rein 
äusserliehe Akt bei Ottokar zu einem blossen Absprecheu der Insignien 
symbolisch vertieft ist. Nach dieser Seite hin beruht seine Darstellung 
offenbar ganz nuf den im Volke lebenden Begriffen. 
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IV. Albert von Oesterreich 
und die Kurfürsten. 


Hat Adolfs Nachfolger im Reich, Albert von Oesterreich, 
jenen kurfürstlichen Absetzungsakt als zu Recht bestehend 
anerkannt? Dies ist eine Frage vou so hoher verfassungs- 
geschichtlicher Bedeutung, dass sie notwendig noch in den 
Kreis meiner Betrachtung fallen muss. 

Alberts Politik gegenüber der Kurie. 

Das meiste Licht auf diese Seite jenes Vorganges wirft 
eine spätere Urkunde, welche zugleich geeignet ist, auch die 
Politik Alberts gegenüber der Kurie in der Absetzungsfrage 
unsenn Verständnis näher zu rücken. Es war im Jahre 
1302, als Albert bei Bonifaz VIII. sich wegen seines Vor- 
gehens gegen Adolf in einem längeren Schreiben zu recht- 
fertigen suchte; 1 ) das war zu einer Zeit, wo nach kaum 
dreijährigem Regiment Alberts ein neuer Konflikt zwischen 
Königtum und Kurfürstentum entstanden war. Jenes Schreiben 
war die Antwort auf eine Bulle des Pabstes an die Kur- 
fürsten, in welcher Albert des crimen laesae majestatis be- 
schuldigt und zu seiner Verantwortung ausdrücklich aufgefordert 


*) Excusacin Eegis Alberti, Kopp III. 2,409 ff. 
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wird. 1 ) Es ist zu bemerken, und das ist für unsern Zweck 
nicht unwichtig, dass die rheinischen Kurfürsten dem luhalte 
dieses päbstliehen Schreibens nicht fern stehen, dass sie 
dasselbe wahrscheinlich selbst mit veranlasst haben. 2 ) 

Dem gegenüber ist es dann das offenbare Bestreben 
Alberts, die kurfürstliche Politik, namentlich aber die des 
Erzbischofs von Mainz, der Kurie gegenüber zu verdächtigen 
und diesen Kirchenfürsten für den Ansgang des Konfliktes 
zwischen ihm und Adolf besonders verantwortlich zu machen. 
Der Erzbischof von Mainz erscheint daher in Alberts Ent- 
schuldigungsschreiben als der eigentliche Urheber dieses 
Konfliktes, dessen Vorbedingungen allerdings in der persön- 
lichen Spannung zwischen Albert und Adolf gesucht werden, 
für dessen endlichen Ausbruch aber augenscheinlich der 
Erzbischof allein verantwortlich gemacht wird. Denn der 
Herzog selbst war ja weit entfernt, wie er wenigstens be- 
hauptet, sich gegen seinen rechtmässigen Herrn und Köuig 
zu erheben; eine gottergebene Resignation war Alles, was 
er schliesslich dessen unerhörten Machinationen entgegen- 


') Dass es die Antwort war anf das Schreiben des Pabstes, ist nach 
Form und Inhalt beider Schreiben kaum zweifelhaft, Kopp III. 2,121 
n. 3 will wohl auch mit seinem Hinweis auf den Eingang beider Urkunden 
diese Beziehung andeuten, und mit Recht: der Pabst stellt darin die 
These auf von der Oberherrlichkeit des päbstliehen Stuhles, und der 
König bejaht sic. 

Ein grosser Teil der in dem päbstliehen Schreiben erhobenen 
Vorwürfe kann nur ein Widerhall sein von solchen, welche die rheiu. 
Kirchenfürsten erhoben hatten. So schon Kopp III. 2, 77 n. 2. — Die bei 
Kopp III. 2,123 n. 1. aufgeworfene Frage dagegen, ob die im Schreiben 
Alberts erwähnte Exkommunikation mit der durch den Mainzer Erzbischof 
über Albert 1301, Juni 6. verhängten identisch sein könnte, kann nicht 
bejaht werden, da von eben der Exkommunikation im Schreiben Alberts 
auch bereits im Schreiben des Pabstes von 1301 , April 13. die Rede ist. 
Auch konnte daraus Albert kaum ein Vorwurf gemacht werden, wenn 
Andere ihn exkommunizierten ; diese excommunicatio im Schreiben des 
Pabstes steht vielmehr mit, der persecutio eeclesiarum ebendaselbst auf 
einer Linie, ist demnach eine Handlung Alberts. Mau könnte da an die 
vom Könige über die rheiu. Erzbischöfe verhängte Acht denken, welche 
SS. XVII, 2(58, 19 zum Jahre 1301 berichtet wird. 
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setzte. 1 ) Wer war es, der ihn bewog aus diesem Zustande 
duldenden Gehorsams hervorzutreten? Der Erzbischof mit 
seiner Berufung zum Frankfurter Tage. Wer veranlasste 
dann sein weiteres Vordringen nacli Mainz zu? Wieder der 
Erzbischof und dessen Hiilferufe gegen den Pfalzgrafen. Und 
wer endlieh machte den Vorschlag zu Adolfs Absetzung und 
seiner Wahl? Abermals der Erzbischof. 2 ) Allerdings werden 
hier auch einige andere Kurfürsten erwähnt, aber der Erz- 
bischof allein wird mit Namen genannt und ihn trifft also 
auch hauptsächlich der Vorwurf, das Absetzungsrecht für 
die Kurfürsten in Anspruch genommen zu haben. 

Es geschieht wohl in ganz bestimmter Absicht, dass 
Albert diesen Punkt, den der Pabst in seinem Schreiben 
nur andeutungsweise berührte 3 ), hier so nachdrücklich her- 
vorhebt. 4 ) Nichts war so geeignet, die Politik gerade 
derjenigen Fürsten, die eben noch vor der Kurie als Kläger 
gegen den König erschienen waren, in den Augen des Pabstes 
in Misskredit zu bringen, als der Hinweis auf jenen Akt 
kurfürstlicher Eigenmächtigkeit, welcher mit den Ansprüchen 
der Kurie in entschiedenem Widerspruch stand; 5 ) und nichts 

') Kopp 1. c. p. 410 unten: . . insidiosis inachinaoionibus et validis 
coutinuacionibus, quod iuuiti quidem referimus, cepit tideles nostros 
Ducatus ejusdem et alios amicos nostros allicere et contra nos ad rebellionis 
speciem instigare u-que adeo quod, pene buinauo destituti auxilio, ad 
dei oinnipoteutis adjntorium spem nostiam totam duximiu erigendam. 

a ) Dieses Hervortreten des Erzbischofs liegt nicht nur iinlnhalt, sondern 
auch in der Form ibid: Cujus (sc. dei) freti auxilio, a Venerabili G. 
Aep. Magunt. . . . euocati . . Dann a memorato Aep. Magunt. ad 
prestanduni eidein subsidium . . iuuitati, apud Alseiam . . castra metati 
fuimus in ipsius auxilinm et Ecelesie Magunt. Ubi ab eodem Aep. 
Mag. et aliis quibusdam . . Electoribus presencialiter fuimus requisiti 
etc. Es ist, als ob der König mit dem Finger auf ihn wiese. 

8 ) ipso rege Adulfo uiuenle, defacto, cum de jure non posset, 
in Itomanorum regem se eligi procurauit. vgl. oben p. 31. 

b Rex . . esset Reguo et regiis bonoribus de Jure privandus, eo 
prout moris esse dicebaut, per Imperii principes ainoto. 

5 ) Vgl. oben p. 25 f. und 31 ff. In diesem Verhältnis liegt auch wohl 
ein Beweggrund fiirdie Bereitwilligkeit, mit welcher Albert später auf die 
Forderungen der Kurie eingiug und die von Bonitos VUI. aufgesteliteu 
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hinwiederum musste den Pabst mehr befriedigen, als die 
ausdrückliche Versicherung des Königs, dass er solchem Vor- 
gehen seine Anerkennung versagt habe. 1 ) 

Alberts Politik gegenüber den Kurfürsten: 

Diese urkundliche Behauptung würde an sich ja genügen, 
um die Haltung Alberts in der Absetzungsfrage zu entscheiden, 
wenn gegen deren Zuverlässigkeit sich nicht ein gerechter 
Zweifel erhöbe. Denn wir besitzen ein anderes urkund- 
liches, unmittelbar nach der Schlacht bei Göllheim ausge- 
stelltes Zeugnis, in welchem derselbe Albert kein Bedenken 
trägt, die Absetzung Adolfs als einen zu Recht bestehenden 
Akt öffentlich anzuerkennen. 2 ) 

Nach dem Vorausgeschickten aber wird deutlich, wie 


Theorieen über die höchste Gewalt des pähstlichen Stuhles anerkannte. 
Diese Theorieen waren für ihn ein erwünschtes Gegengewicht gegen 
die drohenden Ansprüche des Kurfürstentums. 

') Kopp 1. c. III, 2,411 med: presencialitcr fuiinns requisiti ut, 
cum idem Rex propter certos cxcessus et defectus notabiles esset Regno 
et regiis honorihus de Jure priuandus, co prout inoris esse dicebaut per 
Imperii principes amoto, nos in Regem eligi sineremus, guibus non 
assencientes, dum a principibus in Regem nominati seu electi esscmus 
ut dicitur prefato Rege viuente, votis eornm non nnnuiinus etc. — Die 
richtige Uebersetzuug geben Böhmer, reg. Alb. ur. 379; Heymach, Ger- 
hard von Kppensteiu, Strassburg 1880 p. 67 f. n. Kopp III, 2,122. Aus 
der Gxcusatio selbst darf man eben nur schliessen. dass die Absetzung 
Adolfs noch nicht erfolgt war, als die Kurfürsten im Lnger vor Alzei 
erschienen, um dem Herzog ihre Anerbietungen zu machen. Vgl. auch 
Chron. Sampet. ed. Stübel, G. — Q. der Prov. Sachsen, I, 138. Ottokar c. 679 
ist hier ungenau ; derselbe verlegt auch die Eroberung Aizei’s in die Zeit 
nach der Wahl und zwar fälschlich; vgl. auch Winter, P. z. d. G. XIX, 
549. — Man forderte mit einem Worte zu Alzei nicht nur implicite die 
Anerkennung der Absetzung Adolfs von Albert, durch Anerkennung seiner 
bei Lebzeiten des Königs erfolgenden Wahl, sondern die Anerkennung 
der Rechtmässigkeit der noch rorzunehmenden Absetzung und der Wahl. 
Daher auch quibus non assencientes. Dieser Teil der Aeusseruug 
Alberts darf unbedenklich angenommen werden. 

0 Vgl. Weizsäcker 1. c, p. 26 ff. — Die Stelle jenes Briefes Alberts 
an den Bischof von Passau v. 1298, Juli 5. bei Kopp III. l,2S5f lautet: 
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dieser Widerspruch zu erklären ist. Es kam Albert offenbar 
später darauf an, seine frühere Haltung in der Absetzungs- 
frage in einem anderen Lichte erscheinen zu lassen ■). Damals 
war ein Zeitpunkt gekommen, wo es in seinem Interesse 
lag, jedes, und zwar auch jedes zeitweilige Einverständnis 
mit einem solchen nach der Rechtsanschauung der Kurie 
unerhörten und revolutionären Akte abzuleugnen. Durch 
das erwähnte frühere Schreiben Alberts iudess ist ein 
zeitweib'ges Einverständnis erwiesen; es kommt nur darauf 
an, über Art und Grenze desselben Klarheit zu gewinnen. 

Von vornherein ist anzunehmen, dass jenes Zugeständnis 
des Herzogs in einer Notlage erfolgte, denn aus prinzipiellen 
Rücksichten hatte Albert Grund genug mit einer Aner- 
kennung kurfürstlicher Machtvollkommenheit, wie sie in 
jenem besondern Akte der Absetzung noch in besonderer 
Weise ausgedrückt war, zurückzuhalten. 2 ) Aber es war gerade 
damals für ihn ein kritischer Zeitpunkt. Die Machtfrage 
zwischen ihm und dem Könige war keineswegs entschieden. 
Noch war Adolf in einer achtunggebietenden Stellung; die 
beiden Baiernherzöge und der Erzbischof von Trier waren 
seine Bundesgenossen; die meisten Städte jener Gegend, wo 
der letzte Kampf ausgefochteu wurde, wie Colmar, Hagenau, 
Speier, Worms verharrten in unerschütterlicher Treue zu 
ihrem König. Das Heer Adolfs endlich war, wenn man 
gleichzeitigen Berichten Glauben schenken darf, dem des 
Herzogs zum mindesten gewachsen, wenn nicht überlegen 3 ). 
Der Herzog andererseits befand sich trotz seiner taktischen 


rex regum . . nobis . . concessit de Adolfo coinite de Nassau, 
quondam Komanorum rege, . . triumphare, dum, exigentibus suis 
exeessibus gravibus et diversis ac justis causis per seutentiam prin- 
cipum, quorum intererat, rite lataiu reguo privatus, contra 
“i>s, qni concorditcr electi iu reguo sibi successiuius etc. 

’) Vgl. Weizsäcker 1. c. p. 28 f. 

') Mau vgl. die Haltung Ottokars von Bübinen den Fürsten gegen- 
über oben p. 12. 

3 ) So z. B. nach SS. XVII 2liG,3 f und nach a. Stellen- 
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Erfolge in einer misslichen Lage ; die Verpflegung des 
Heeres war schwierig; Desertionen gehörten zur Tages- 
ordnung ’). Der Ausgang des Kampfes war also noch immer 
sehr zweifelhaft. Um so wertvoller war für den Herzog 
eine Entscheidung durch den Spruch der Kurfürsten, welcher 
geeignet schien, seine Stellung zu befestigen und diejenige 
Adolfs zu untergraben. Unter solchen Umständen erfolgte 
seine Zustimmung zur Absetzung des Königs, an deren 
Ausführung 2 ) unmittelbar oder am folgenden Tage die erste 
Wahl Alberts sich anschloss. 3 ) 

Die Schlacht bei Göllheim und der Tod Adolfs gaben 
dann jedoch der Lage der Dinge ein ganz anderes Gepräge. 
Auf dem Boden dieses Ereignisses musste man sich von 
neuem einrichten. Albert gewann dadurch eine dominierende 
Stellung. Auch die bei seiner ersten Wahl nicht beteiligten 
Kurfürsten mussten sich ihm jetzt wohl oder übel anschliessen. 
Aber zugleich hatten sie ein lebhaftes Interesse daran, ihr 
Wahlrecht nachträglich noch zur Ausübung zu bringen. So 
viel darf indess wohl vorausgesetzt werden, dass es zu einer 
zweiten Wahl nicht gekommen wäre, wenn auch der Erz- 
bischof von Mainz bereits an jener ersten Wahl beteiligl 
war 4 ); dieser hätte dann um so mehr Grund gehabt, an 
derselben festzuhalten, als mit der Anerkennung der voll- 
rechtlichen Gültigkeit jenes Wahlaktes bei Lebzeiten Adolfs 
implicite auch das kurfürstliche Absetzungsrecht eine Be- 
stätigung erfahren hätte. Auch wäre iu diesem Fall jene 
Wahl zu Stande gekommen unter Mitwirkung sämmtlicher 
Kurfürsten mit Ausnahme des Erzbischofs von Trier 6 ). Man 


') Vgl. (thron. Sampctrinum eil. Stiiüel p. 138 und SS. XVII. 
200,52 ff. 

*) Juni 23. vgl. d. Depositio Adult! Kopp I, 905. 

Juni 23 24 vgl. d. Form» dep. Adolf. Arch. f. K. oestr. G.-Q. 
1819 nr. 2 n. Chron. Colm. SS. XVII, 200,47 ff. 

4 ) Was Lorenz ). c. II, 052 f, wie mir scheint, mit Recht, zuriiek- 
gcwicson hat auf Grund der Forma dep. Keg. Ad. et de Elecc. Duc. All», b. 
Cliinel nr. 2. 

6 ) Vgl. Depositio Adolfi, Kopp I, 907. 
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sieht also : Trier allein wäre es gewesen, in dessen Interesse 
jene umständliche Prozedur des Verzichtes und einer zweiten 
Wahl stattgefunden hätte. Ich glaube allerdings, das 
Uebergewicht dieses Fürsten, auch wenn der Wunsch 
Alberts auf seiner Seite gestanden hätte, wäre der Gesummt- 
heit der übrigen Wähler gegenüber kaum gross genug 
gewesen, und man würde auf dessen „prejudicium“ ') kaum so 
viel Rücksicht genommen haben, wenn nicht ein zweiter 
Kurfürst diese Opposition beachtenswert gemacht hätte. 
Dieser zweite aber war Gerhard von Mainz. 

Die Mehrzahl der Quellen führt denn auch die zweite 
Wahl auf die Anregung dieses Erzbischofs oder die der 
Kurfürsten überhaupt zurück. 2 ) Und in der Tliat ist der 
dieser Wahl voraufgehende Verzicht Alberts auf das Reich 
ganz in dem Geiste der bisherigen erzbischöflichen Politik ; 
es ist dieselbe Hervorhebung des kurfürstlichen Standpunktes, 


') Vgl. p. 51 n. l. 

2 ) So Anna]. Üsterliov. SS. XVII 552,8: (Albertus) cum majori astu- 
cia hoc eftecit, inductus per aep. predictum, ut se coram prin- 
cipibus regni humiliaret, et reguum quod male intraverat, sub 
condiciouibus resignaret. — Chrou Sampet. 1. c. p. 139: ad nutum 
principum ad electionein spectancium, dux per triduum regno cessit 
et postea ab eisdem solenniter est electus. — Annal. Wormat. SS. XVII, 
70,13: Postea spatio mensis unius non transacto, sollertia aepi. 
Mogont. electores onmes Frankenf. conveniunt et Alb. Austriae ducem 
eligunt. — N. Arch. IV, 42: dictus dominus Gerhardus et fratcr 
suus Godefridus . . ducem Alb. ad campum illins de Eppensteyn . . . 
duxerunt, ubi omnes reges ß. in diacordia electi per sex septimanas 
et duos dies Stare debent atque Trev. et Col. faventibus ipsum Albertum 
in regem R. cligi procura ruut. — SS. XXIV., 480,21: Ad quam 
diem dominus B. presul Treverensis perveniens ... ad se reversus 
vir mire pruvidentie ac sano usua cousilio, oinnibua promissionibus. pactis 
et juramcntis dictum ducem Austrie ad cautelam fecerat abrennn- 
tiare. Endlich nach Ottokar 1. c. p. 670: der biscliolf (sc. Gerhard) 
vuocte dass sider mit vil senften aiten, daz biu ze Vrankenvurt 
geriten die Kürherren körnen al etc., in auffallender Uebereinstimmuug 
mit den Annal. Wormat., w. s. in dieser Note. 

4 
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f 

dasselbe Bestreben, denselben streng formell und juristisch 
zu wahren, wie es uns schon bei Adolfs Absetzung entgegen- 
tritt. Die zweite Wahl hätte ja auch ohne einen solchen 
formellen Verzicht erfolgen können, indem man die erste 
einfach ignorierte. >) Aber es kam den bei der ersten Wahl 
nicht beteiligten Kurfürsten offenbar Alles darauf au, ihr 
Wahlrecht im vollen Umfange und nicht blos in der Form 
einer einfachen nachträglichen Anerkennung des Gewählten 
zur Ausübung zu bringen. 2 ) So lag ein solcher Verzicht 
ad nutum und ad manus principnm, 3 ) wie mir scheint, zu- 
nächst gewiss mehr im Interesse jener Wähler als in dem 
Alberts, der sich damit des bereits gewonnen Anspruchs auf 
die Herrschaft für drei Tage 4 ) begab, um dieselbe dadurch 
formell ausdrücklich als ein freies Geschenk aus den Händen 
der Kurfürsten entgegenzunehmen. 5 ) 

Ks gab jedoch unleugbar einen Punkt, von dem aus 
betrachtet eine zweite Wahl auch für Albert vorteilhaft 

') So war es anscheinend bei der 2. Wahl Otto’s IV. vgl. Biihnier- 
Kicker Heg. Otto’s nr. 240 d. 

2 ) Das war auch die Absicht bei der 2. Wald Otto’s IV. (vgl. 
Phillips, Die deutsche Königswahl p. 100 f). die übrigens auch eine 
formelle Neuwahl war; vgl. Wiukelnmtiii, Otto IV. II, 480 ff. 

:, J So nach Ob rou, Sainpet. vgl. vorige Seite n. 2 und nach Ellenhard. 
vgl. folgende Seite n. 1. 

4 ) Chron. Sumpet: dux per triduum regno cessit. — Hist. Austr. 
Preller I, 485: olectionc rosignata per triduum. 

6 ) So heisst cs SS. XXIV, 480, 25 : Quo facto (d. h. nach dem Ver- 
zicht), dicti principes ad electionein regiaiu libere proeesseruut. Vgl. Otto- 
kar 1. c. p. 071 : 

ir kiirvürsten genant. 

DÜ nemet üf von miner hont 
(sprach der kiinic Albreht) 
alliu diu relit, 
diu ich hän an dem rieh, 
und betrabtet vliziclich, 
wer dem riebe nütze si. 
daz riebe ich ledic unde vri 
hiute an disem tage 
hie vor iu sage. 
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erscheinen musste. >) An und für sich war er, wie wir sahen, 
gewiss in der Lage, an der ersten Wahl festhalten und gegen 
das prejudicium der nicht beteiligten Kurfürsten das Gewicht 
der bislang gewonnenen Ansprüche, sowie seiner politischen 
und militärischen Machtstellung mit Erfolg in die Wag- 
sc.hale werfen zu können. Aber es erhob sich die Frage, 
ob er nicht die Gelegenheit benutzen wollte, die erste Wahl 
dahinzugeben, um für eine zweite Wahl einen andern Boden 
zu gewinnen. Adolf war todt. Erklärte man jetzt die ge- 
schehene Wahl für nichtig, so konnte man von neuem wählen, 
ohne zu einer Absetzung schreiten zu müssen, und die 
geschehene Absetzung hatte ihren Zweck verloren. Dem- 
entsprechend wurde ihr auch durch die Wahlurkunden ihre 
Bedeutung genommen, indem nicht sie, sondern der voran- 
gegangene Tod des Herrschers als Grund der neuen Erwählung 
bezeichnet wurde. 8 ) 

So war jener Verzicht aufs Reich ein Kompromiss 
zwischen den Interessen der bei der ersten Wahl nicht be- 
teiligten Kurfürsten und denen Alberts von Oesterreich. 
An dessen Stellung als König war nicht mehr zu rütteln; 
er trat von seinem Rechte am Reich zwar zurück, aber nur 
auf Zeit, wodurch die zweite Wahl für ihn zu einer unbe- 
denklichen Formalität herabsank, mit welcher jenen Kur- 
fürsten nur die Ausübung eines bisherigen Rechtes in seinem 
vollen Umfange gewahrt blieb. Für dieses Zugeständnis 
aber tauschte er das andere ungleich wertvollere ein, dass 


*) So kennt aueh (1er über diese Verhältnisse am besten unterrichtete 
Ellenbnrd eine doppelte Motivierung für die zweite Wahl SS- XVII, 1-58, ol . 
Albertus nolens fieri prejudicium principibus, (jui non inteierant 
sue prinie electioni, dominis videlieet Colon, ac Trevcr. aepis. ac duci 
Bauwariae, nevideretnr e tiam violente r occupare regn um, 
renunciavit electioni de se facte ad inan ns principum predic- 
toruui. — Vgl. dazu die Aeusserung desselben Kronisten ibid. 137, 30 . . 
ainoto dom. Adolf, rege a regimine regni justas per sentencias et 

justis ex causis. . 

*) So heisst es in den Walilanzeigen an den I’abst und ins Reich 

LL. 11,467 und 470: V a can t e jam pridem Roman, regno per mortem 
dive reeordacionis, domiiii Adolfi. <i u o n da m Roman, regis . . . 

4* 
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mit jener Wahl die Absetzung Adolfs als nicht zu Recht 
bestehend bezeichnet wurde. Es war von nicht zu unter- 
schätzender Bedeutung für die Grundlagen des Königtums, 
dass in dieser Krisis ein Mann zur Herrschaft kam, welcher 
im Stande war, jenem in mehr als einer Hinsicht denk- 
würdigen Akte der Absetzung eines Königs durch die Fürsten 
wenigstens die rechtliche Bedeutung eines Präzedenzfalls zu 
nehmen. 
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I. 


Verhältnis der Depositio Adolfi zum Absetzungsdekret 

im Liber VI. 

Von den Texten der Depositio Friderici II. (Potthast, Bog. 11733 ; 
Berger 13681, dereu Vergleichung mir iniiglich war, stellen die in der 
Depositio Adolii verwendeten Stellen jenes Absetzungsdekrets dem im 
Liber VI aufgenommenen Dekret am nächsten, wie aus der unten folgen- 
den Zusammenstellung der wesentlichen Varianten erhellt. Verglichen 
mit dem Dekret im Liber VI. c. 2 de sent. et re jud. (die, angegebenen 
Seitenzahlen beziehen sich auf die Richter-Friedberg’sehe Ausgabe des 
Corpus juris canonici II.) sind: Die Texte der Depositio Friderici II. bei 
Bodenberg, Ep. saec. XIII. e reg. pont. Rom. II, 88 ( Vat.) ; Mathaeus 
Paris SS, XXVIII, 202 (A/. A); Bzovius, Annal. Eccles. XIII, 529 (ä.)j 
H uillard-Brfibolles VI, 319 (I/.-B)\ endlich die Depositio Adolfi bei Kopp 
Gesell, der eidg. Bünde I, 905. 

1. lib. VI. 1008, dep. Ad. dura guerrarum. — Dep. Frid: IW., Hz-, l'I-, 
l/.-B. dira guerrarum. M. P. diu guerrarum. 

2. lib. V’I. 1008 ff, dtp. Ad. curarcinus insistere. — Dep. Frid: IW., 
M. P., Bz., II.- B. insistere curaverimus. PI. insistere enravimns. 

3. Hb. VI. 1008 hh, dtp. Ad. fehlt die gleiche ziemlich umfangreiche 
Stelle der Dep. Friderici: despexit — propter quod. 

4. lib. VI. 1008 ii, dtp. Ad. non valentes. — Dep. Frid: Val, M P-, 
Bz. non valentes. PI, H.-B. nolentes. 

5. lib. VI 1009, dtp. Ad. possunt tergiversatione celari. — I)ep. 
Frid! Vat., M. P., Bz., H.-B. possunt celari tergiversatione. Pt. possint 
cellari transgressione. 

C. nb. VI. 1011, dtp. Ad. et nihilominus. — Dep. Frid: M. P. et 
nihiiominus. Vat, Bz., PI, H.-B. ac nihilominus. 

Im übrigen finden sich nur unwesentliche Abweichungen zwischen 
Lib. VI. und Dep. Ad. So hat letztere turbatio für commotio. mnltociens 
für multoties, dampnabiliter violando für temere violando, perpetravit 
etiam saorilegium für perpetravit sacrilegium, vel intendat für et inten- 
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dat n. a. Abweichungen, von denen einige sieh stilistisch erklären lassen 
werden, wie z. 15. vel intendat wegen Fortfall des vel iinperator. 

Endlich spricht für die Annahme, dass den Juristen hei der Ab- 
fassung der liep. Ad. der Lib. VI. bereits bekannt war, die wahrscheinliche 
Benutzung des dein Absetzuugsdekret im Lib. VI. vorhergehenden Kapitels 
(c. 1. de sent. et re jud.) für die Areuga der Iiepositio Adolli, wie folgende 
an beiden Stellen sich bildende Ausdrücke vermuthen lassen: tribunal, 
eternus judex, aeijuum librainen. 

II. 


Verhältnis der Iiepositio Adolfi zu den Dekretalen 
I u n o c c tu' IV. 

Auch der bereits in den Dekretalen Inuocenz' IV. (Slarsi XXIII. eul. 
Hüll f.) sich findende Textauszug aus der Iiepositio Friderici, au dessen 
Zugrundelegung ebenfalls gedacht werden könnte, steht, der Iiepositio 
Adolli ferner, als der Liber VI., wie folgende Zusammenstellung ergiebt : 
tH. VI., dtp. Ad. et ut ad praesens, 
i leeret. Innoc. ut ad praesens. 

lib. VI., dtp Ad. quique propter suas inquitates a deo ne regnet. 

< leeret. Innoc. quique propter suas inquitates ne regnet. 
tib. VI., dep. Ad. a juraniento hnjusmodi perpetuo absolventes, 
i leeret. Innoc. a juraniento absolventes. 

Eine grössere Verwandtschaft zwischen der Depositio Adolfi und dem 
Dekret Inuocenz’ im Gegensatz zum Liber VI. findet sich nur in den 
folgenden Stellen, deren Bedeutung jedoch für die Benutzung jeues 
Dekrets den bereits genannten Abweichungen gegenüber zurücktritt: 
dcerel. Innoc., dep. Ad. absque gravi Christi offensa. 
lib. VI. absque gravi offensa Christi. 
decret. Innoc., dep. Ad. perpetravit etiam saerilegium. 
lib. VI. perpetravit saerilegium. 
dccrct. Innoc., dep. Ad. vel intendat. 
lib. VI. et intendat. 

III. 

Benutzung des Apparatus Innoc. IV. 

Für die. Benutzung des Apparatus Innoc. IV. sprechen folgende Stellen: 
apparat. Innoc. lib. II. de scnl. et re jud., ad aposto/ice sedis. Est enilll 
memornndum de hac sententia depositionis, quod non debet ferri nisi 
urgente multn necessitate et multis causis et criraitiibus et infamiis 
mauifestis contra imperatorem clamantibus. 
dep. Adolf, ut de ceteris ejus criminibus taceamus; sicut heu rei evi- 
dencia et communis clamor popnli ascendens in c e 1 u m cum gemi- 
tibus et lacrimis de die in diem continue manifestant. 
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Es heisst ferner iui Apparatus weiterhin über die Anklagepunkte 
Bene fecit papa, quod nou solnin rnnlta crimina, seil etiam multa genera 
peccatornm subjecit senteutie depositiouia iinperatoris ; magna enim causa 
subesse debet depositioni imperatoris; nou est simile ejus ad depositionem 
clericorum. qui pro quolibet peccato deponi possunt . . imperatores et alii 
priucipes deponi non possunt absque magnis et inultis periculis. — Es 
tolgt dann ein Schema der verschiedenen für die Absetzung eines Kaisers 
oder sonstigen Fürsten erforderlichen Auklagepuukte, welche dann auch 
dementsprechend und in derselben Reihenfolge in der Depositio Adolfi 
wiederkehreu u. z.: 

1. apparat. Innoc. perjuria; dtp. Ad. dejeravit enim multociens — violando. 

2. apparat. Innoc. pactoruni fractiones; dtp. Ad. pacta minime — observando. 

3. apparat. Innoc. sacrilegia ; dcp. Ad. perpetravit eciam sacrilegium 

— seculares. 

4. apparat. Innoc. suspitioues heretice pravitatis; dtp. Ad. multa insuper 

— discipline. 

Im Apparatus wird endlich auch die Wahrung des Friedens als eine 
Hauptseite des fürstlichen Regimentes hingestellt: Non est heres ex 
testameuto Christi, qui pacem non servat, cum testamentum ejus fuerit: 
pacem meam do vobis, pacem relinquo vobis. Et priucipes maxime ad 
pacem servandam tenentur. Vgl. hierzu p. 14 n. 3. 

IV. 

Urkundliche Vorlagen. 

Auch eine Benutzung des Textes der Depositio Friderici selbtt ist 
nicht ausgeschlossen. Dafür spricht die sinnverwandte Arenga der Dep. 
Frid. und der Dep. Adolf. Dieselbe enthält einen Hinweis auf die Be- 
deutung des Richteramtes, mit dem Unterschiede, der der Sachlage ent- 
spricht, dass Gerhard dabei von dem Richteramt im allgemeinen, Inno- 
cenz von dem seinigen im besouderu ausgeht- Vgl. jedoch hierzu auch 
nr. I. der Beilage am Ende. — Vielleicht ist auch die Schilderung von 
Adolfs Verhalten gegenüber der Geistlichkeit, der Vorwurf wegen Kirchen- 
schändung etc. der Nachhall von einer ähnlichen in der Dep. Frid. sich 
findenden Darstellung. — 

Auch die Benutzung anderer kurialer Urkunden ist nachweisbar; so 
z. B. die des Ladungsschreibens Iunoceuz’ IV. zum Konzil von Lyon 
(Potthast, Reg. 11493; Berger 1354 — 1356 und Kodenberg 1. c. II, 56.) 
für die Citatio des Erzbischofs von Mainz (bei C.bmel A. f. K. Österreich. 
G.-( II, 229); man vgl. darin folgende Stellen: 

Innoc. duximus advoenudos ; 

Gerhard, duximus convocandos. 

Innoc. Rogamus itaque fratemitate m tuam et hortainur 
attente precipiendo maudautes, quatenus etc. 
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Gerhard- Rogamus igitur et attencius exhortamur regiain 
majestatem vestram et nibilominus quantum licet iujuugendo 
petimus . . . quatenus etc. — „ 

Die Uebereinstimmung der geuaunteu L'rkuuden zeigt auch, dass 
zur Zeit der Abfassung der Citatio 1298, Mai 1., das Programm der Ab- 
setzung Adolfs seinen Grundzügeu nach höchst wahrscheinlich schon fest- 
stand, dass also jene Citatio in der That, auch abgesehen von ihrer Form 
etwas mehr war, als ein blosses Memoire, wie Lorenz sie nennt. Vgl. Weiz- 
säcker 1. c. p. 10. u. 9. Beiläufig auch sei bemerkt, dass die Annahme 
Scheffer-Boichorsts (Sitzungsber. der k. bair. Akademie der Wissensch. 
1884 p. 499 n. 1), nach welcher jenes Laduugsschreiben des Mainzer 
Erzbischofs, in der Form wie es uns vorliegt, nur ein Konzept sein soll, 
bei einer Vergleichung desselben mit der Dep. Adolfi nicht Stich hält. 
Denn daraus erhellt, dass jene Ladung mit der von Scheffer-Boichorst 
beanstandeten Terminsbestimmung: 17" Kalend. Jnlij, si dies feriata 
non fuerit, alioquin proxima die sequenti non feriata, quam 
eis pro termino peremptorio assignamus, in Maguncia digneutur sui 
presenciam exbibere etc. in dieser Fassung auch ausgefertigt wurde; es 
heisst dort nämlich Kopp 1. c. p. 907 : principes . . regem . . duximus 
convoeandos: ut XVij Kalend. Julij, si dies feriata non fuerit, 
alioquin proxima die sequenti non feriata, quam eis pro 
termino assignauimus peremptorio, iu Maguueiam dignarentur sui personam 
exhibere . . . Advenieute itaque termino predicto etc. — Die Rede- 
wendung in der Arenga der Dep. Ad: Ut prodeat de uultu dei judieiutn, 
et oculi nostri videant equitatein findet sich ähnlich auch im Eingänge 
des Protestes Friedrichs gegen das Vorgehen Gregors IX. H.-Brdh. V, 
295: de vultu Domini judicium prodeat, et oculi vestri videant equitatem. 

V. 

Benutzung desDecretum. 

Endlich sind Spuren der Anlehnung an das kanonische Recht 
überhaupt bemerkbar, so der Benutzung des Decretum: 
c. j C. XV, qu. 6. Alius item Rom. Pontifex, Zacharias scilicet, regem 
Francorum non tarn pro suis iniquitatibus, quam pro eo, quod tantae 
potestati erat inutilis, a regno depostiit. 

dep. Ad. Insuper rex predictus tanto regimine taute que potestati 
inventus est insufticiens et inutilis, prout etc. 

Man sieht hier, wie weite Kreise jene über ein halbes Jahrtausend 
früher erfolgte päbstliche Entscheidung gegen den letzten Merowiuger- 
könig zog. — Vgl. auch oben die Absetzung Wilhelm’s von Holland 
p. 14 n. 3. 
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